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antwortliche Stellen nach Satz 1 sind:

1. die ordentlichen Gerichte des Landes, 

2. die Staatsanwaltschaften des Landes,

3. die Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen zur 
Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen,

4. die Behörden des Landes, die für die Vollstreckung 
von Strafen, von Maßnahmen nach § 11 Absatz 1 
Nummer 8 des Strafgesetzbuches, von Erziehungs-
maßregeln oder Zuchtmitteln nach dem Jugendge-
richtsgesetz zuständig sind, 

5. das Justizministerium als Aufsichtsbehörde über die 
Stellen nach Nummer 1 bis 4. 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch, wenn an-
dere zuständige Behörden und sonstige Stellen des Lan-
des, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie sons-
tige der Aufsicht des Landes unterstehende juristische 
Personen des öffentlichen Rechts personenbezogene 
 Daten zur Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten oder zur Vollstreckung von Geld-
bußen verarbeiten. Sie sind insoweit verantwortliche 
Stellen nach Satz 1. 

(2) §§ 8 und 9 gelten für die Stellen nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 und 3 auch, soweit sie nicht in Verwaltungs-
angelegenheiten tätig werden. 

(3) Soweit die verantwortlichen Stellen nach Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 und 3 gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 
 Nummer 2 Buchstabe b des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) nicht in Verwaltungsangelegenheiten tätig wer-
den, tritt an die Stelle der oder des Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz und die Informationsfreiheit die Auf-
sichtsbehörde nach § 8 Absatz 1 Satz 1 dieses Gesetzes. 

(4) § 6 gilt für alle verantwortlichen Stellen im Ge-
schäftsbereich des Justizministeriums, auch soweit sie 
personenbezogene Daten zu anderen als den in Absatz 1 
Satz 1 genannten Zwecken verarbeiten.

(5) Soweit besondere Rechtsvorschriften des Bundes 
oder des Landes auf personenbezogene Daten anzuwen-
den sind, gehen sie den Vorschriften dieses Gesetzes vor.

§ 3

Anwendung der Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, gelten 
die Vorschriften für die öffentlichen Stellen nach §§ 3, 5 
bis 7 und 46 bis 81 und 83 BDSG entsprechend für die 
verantwortlichen Stellen nach § 2 Absatz 1 und 4 mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle der oder des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
die Aufsichtsbehörde nach § 8 Absatz 1 Satz 1 tritt. 

(2) Im Rahmen der Zusammenarbeit nach § 68 BDSG ist 
die verantwortliche Stelle verpflichtet, die Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz oder den Landesbeauftragten 

Gesetz zur Anpassung des besonderen 
Datenschutzrechts an die Verordnung  
(EU) 2016/679 und zur Umsetzung der 

Richtlinie (EU) 2016/680 für Justiz- und 
Bußgeldbehörden sowie zur Änderung 

vollzugsrechtlicher Gesetze

Vom 21. Mai 2019

Der Landtag hat am 15. Mai 2019 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten  
bei der Verarbeitung durch die Justizbehörden des  

Landes zu Zwecken der Verhütung, Ermittlung, Auf-
deckung oder Verfolgung von Straftaten und Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten oder zum Zwecke der Straf-
vollstreckung sowie durch die Behörden des Landes 

zum Zwecke der Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
(Landesdatenschutzgesetz für Justiz- und  

Bußgeld behörden – LDSG-JB)

§ 1

Zweck

(1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2016/680 des Europäischen Parlamentes und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Ver-
hütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von 
Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlus-
ses 2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom 4. 5. 2016,  
S. 89, ber. ABl. L 127 vom 23. 5. 2018, S. 9) für den Ge-
schäftsbereich des Justizministeriums.

(2) Dieses Gesetz dient zudem der Umsetzung der Richt-
linie (EU) 2016/680 für den Geschäftsbereich anderer 
zuständiger Behörden des Landes, soweit sie personen-
bezogene Daten zur Verfolgung und Ahndung von Straf-
taten oder Ordnungswidrigkeiten oder zur Vollstreckung 
von Geldbußen verarbeiten.

§ 2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die verantwortlichen Stellen im 
Geschäftsbereich des Justizministeriums, soweit sie per-
sonenbezogene Daten in Verwaltungsangelegenheiten 
zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung 
Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder Ordnungs-
widrigkeiten oder zum Zwecke der Strafvollstreckung 
oder zur Vollstreckung von Geldbußen verarbeiten. Ver-
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2. kann der übrige Vorführbereich mittels Videotechnik 
beobachtet und aufgezeichnet werden, soweit Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass dort Straftaten 
begangenen werden sollen, durch die Personen, Ge-
bäude oder darin befindliche Sachen gefährdet sind.

Eine Anordnung nach Satz 1 kann nicht getroffen wer-
den, soweit Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutz-
würdige Interessen der betroffenen Personen überwie-
gen. Die Anfertigung von Tonaufnahmen ist unzulässig. 
Beginn, Unterbrechung und Abbruch der Videobeobach-
tungen und -aufzeichnungen sind zu dokumentieren.

(3) Bei Gefahr im Verzug kann der Einsatz von Video-
technik nach Absatz 2 auch ohne Anordnung des Ge-
richtsvorstandes erfolgen. 

(4) Die Verarbeitung von Daten mittels Videotechnik 
nach diesem Gesetz darf auch erfolgen, wenn Personen, 
hinsichtlich derer die Voraussetzungen der Datenerhe-
bung nicht vorliegen, unvermeidbar betroffen werden. 
Werden die durch Videotechnik erhobenen Daten einer 
bestimmten Person zugeordnet, so ist diese über eine 
weitere Verarbeitung gemäß § 56 BDSG zu benachrichti-
gen. Zum Zweck der Strafverfolgung ist die Übermitt-
lung der erhobenen Daten an die für die Strafverfolgung 
zuständigen Stellen zulässig. 

(5) Die Videoaufzeichnungen nach Absatz 2 Nummer 2 
und daraus gefertigte oder sich auf die Videoüberwa-
chung beziehende Unterlagen sind unverzüglich, spätes-
tens jedoch vier Wochen nach der Datenerhebung zu lö-
schen, soweit sie nicht zur Verfolgung von Straftaten 
oder zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen benö-
tigt werden. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn 
überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Person einer weiteren Speicherung entgegenstehen. Un-
terbleibt eine Löschung zunächst aufgrund der Notwen-
digkeit der  Daten für die Verfolgung von Straftaten oder 
Geltend machung von Rechtsansprüchen nach Satz 1 und 
fällt diese Notwendigkeit der weiteren Speicherung zu 
einem späteren Zeitpunkt weg, sind die Daten unverzüg-
lich,  spätestens jedoch innerhalb von vier Wochen nach 
Feststellung des Wegfalls zu löschen.

(6) Auf den Einsatz von Videotechnik ist durch geeig -
nete Maßnahmen zum frühestmöglichen Zeitpunkt unter 
Angabe der Informationen nach § 55 Nummer 1 bis 5 
und § 56 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 BDSG in Verbindung 
mit § 3 Absatz 1 dieses Gesetzes hinzuweisen.

§ 6

Verwendung mobiler Alarmgeräte 
durch Justizbedienstete

(1) Justizbedienstete können bei einer dringenden Gefahr 
für Leben, Gesundheit oder Freiheit ausschließlich zu ih-
rem Schutz mittels mobiler Alarmgeräte Tonaufnahmen 
am Einsatzort anfertigen und an eine vom Justizministe-
rium bestimmte Leitstelle übermitteln. Dies ist auch 

für den Datenschutz rechtzeitig bei der Ausarbeitung von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu beteiligen, wel-
che die Verarbeitung personenbezogener Daten betref-
fen.

§ 4

Übermittlung personenbezogener Daten

(1) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermitt-
lung personenbezogener Daten trägt die übermittelnde 
öffentliche Stelle. Erfolgt die Übermittlung an eine 
 öffentliche Stelle im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
auf deren Ersuchen, trägt diese die Verantwortung und er-
teilt erforderlichenfalls die Informationen nach Arti- 
kel 14 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
 natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundver-
ordnung) (ABl. L 119 vom 4. 5. 2016, S. 1, zuletzt ber. 
ABl. L 127 vom 23. 5. 2018, S. 2). Die übermittelnde öf-
fentliche Stelle hat im Falle des Satz 2 lediglich zu prüfen, 
ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben 
der ersuchenden öffentlichen Stelle liegt. Die Recht-
mäßigkeit des Ersuchens prüft sie nur, wenn im Einzelfall 
hierzu Anlass besteht. 

(2) Die verantwortliche Stelle prüft vor einer Übermitt-
lung von personenbezogenen Daten, soweit durchführ-
bar, deren Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität.  
Sie teilt der empfangenden Stelle nach Möglichkeit zu-
gleich die erforderlichen Informationen mit, die es der 
empfangenden Stelle ermöglichen, Richtigkeit, Vollstän-
digkeit und Aktualität und Zuverlässigkeit der personen-
bezogenen Daten selbst zu beurteilen.

§ 5

Datenverarbeitung unter Einsatz von Videotechnik 
in Vorführbereichen von Gerichtsgebäuden

(1) Als Vorführbereiche nach diesem Gesetz gelten Vor-
führzellen sowie sämtliche nicht für die Öffentlichkeit 
zugänglichen Bereiche eines Gerichts vom Bereich für 
den An- und Abtransport von Gefangenen über den Vor-
führzellenbereich bis vor den Verhandlungssaal, soweit 
diese Bereiche der Gefangenenvorführung dienen.

(2) Auf Anordnung des Vorstands des für den Vorführbe-
reich zuständigen Gerichts 

1. können Vorführzellen zur Abwehr von erheblichen 
Gefahren für Leib oder Leben der oder des Gefange-
nen, des zur Gefangenenvorführung eingesetzten Per-
sonals oder Dritter sowie zur Verhinderung von er-
heblichen Straftaten mittels Videotechnik beobachtet 
werden; die Anfertigung von Videoaufzeichnungen ist 
nicht zulässig;
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Aufnahme ihrer Tätigkeit nach dem Verpflichtungsge-
setz vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547), das durch 
§ 1 des Gesetzes vom 15. August 1974 (BGBl. S. 1942) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung auf 
das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheim-
nis besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit fort.

(2) Alle bei den verantwortlichen Stellen beschäftigten 
Personen dürfen sich von personenbezogenen Daten 
Kenntnis verschaffen, soweit dies zur Erfüllung der 
 ihnen obliegenden Aufgaben oder für die zur gemeinsa-
men Aufgabenerfüllung gebotene Zusammenarbeit aller 
Bediensteten erforderlich ist. Von personenbezogenen 
Daten besonderer Kategorien dürfen sie sich nur Kennt-
nis verschaffen, soweit dies zur Erfüllung der in Satz 1 
genannten Zwecke unbedingt erforderlich ist. 

§ 8

Aufgaben der oder des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz

(1) Die verantwortlichen Stellen unterliegen im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes der Aufsicht der oder des 
Landesbeauftragten für den Datenschutz. Sie oder er ist 
datenschutzrechtliche Aufsichtsbehörde nach Artikel 45 
Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680. Für sie oder ihn 
gelten die §§ 20 bis 24 des Landesdatenschutzgesetzes 
entsprechend.

(2) Der oder dem Landesbeauftragten für den Daten-
schutz obliegt die Aufgabe,

 1. die Durchsetzung des Datenschutzrechts bei den ver-
antwortlichen Stellen zu überwachen;

 2. die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Ga-
rantien und Rechte im Zusammenhang mit der Verar-
beitung personenbezogener Daten durch die verant-
wortlichen Stellen zu sensibilisieren und darüber 
aufzuklären;

 3. den Landtag, die Landesregierung und andere Ein-
richtungen und Gremien zu legislativen und adminis-
tra tiven Maßnahmen zum Schutz der Rechte und 
Freiheiten natürlicher Personen in Bezug auf die 
 Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
verantwortlichen Stellen zu beraten;

 4. die verantwortlichen Stellen und deren Auftragsver-
arbeiter für die ihnen aus diesem Gesetz entstehen-
den Pflichten zu sensibilisieren;

 5. auf Antrag einer betroffenen Person Informationen 
über die Ausübung ihrer Rechte nach den §§ 55 bis 
61 BDSG bereitzustellen; hierfür arbeitet sie oder er 
erforderlichenfalls mit datenschutzrechtlichen Auf-
sichts be hörden anderer Mitgliedstaaten zusammen;

 6. sich mit Beschwerden einer betroffenen Person zu 
befassen, den Beschwerdegegenstand in angemesse-
nem Umfang zu untersuchen und die Beschwerde-
führerin oder den Beschwerdeführer innerhalb einer 

dann zulässig, wenn sich der Einsatzort in einer Woh-
nung befindet. Die Maßnahme darf verdeckt durchge-
führt werden, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
der Zweck der Maßnahme gefährdet wäre, wenn die be-
troffene Person bei Beginn oder im Verlauf der Maß-
nahme darüber informiert würde. Die Tonaufzeichnun-
gen und deren Übermittlung an eine vom Justizministe-
rium bestimmte Leitstelle sind unverzüglich zu unterbre-
chen, sobald die dringende Gefahr nicht mehr besteht.

(2) Die vom Justizministerium bestimmte Leitstelle kann 
die übermittelten Tonaufnahmen nach vorheriger Prü-
fung zu demselben Zweck speichern und bei Vorliegen 
einer dringenden Gefahr eine Tonverbindung zum Mit-
hören durch die Polizei herstellen. Das Justizministerium 
kann sich zum Zwecke der Einrichtung und des Betriebs 
der Leitstelle eines privaten Anbieters im Rahmen der 
Auftragsverarbeitung bedienen.

(3) Soweit die Tonaufnahmen nach Absatz 1 und 2 in  
einer Wohnung angefertigt werden, müssen diese durch 
die verantwortlichen Stellen zur Sicherung der Zweck-
bindung entsprechend gekennzeichnet werden.

(4) Die vom Justizministerium bestimmte Leitstelle un-
terrichtet die betroffenen Personen über die Anfertigung, 
Speicherung und Übermittlung von Tonaufzeichnungen 
nach Absatz 1 und 2, sobald keine dringende Gefahr im 
Sinne des Absatz 1 Satz 1 mehr vorliegt und sich durch 
die Unterrichtung keine weitere dringende Gefahr im 
Sinne des Absatz 1 Satz 1 ergibt.

(5) Soweit eine Speicherung der Tonaufnahmen durch 
die vom Justizministerium bestimmte Leitstelle erfolgt 
und keine dringende Gefahr im Sinne des Absatz 1 Satz 1 
mehr vorliegt, sind diese Tonaufnahmen zu sperren. Sie 
dürfen nur noch zur Unterrichtung der betroffenen Perso-
nen, für die Kontrolle seitens der oder des Datenschutz-
beauftragten, der oder des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz sowie zur gerichtlichen Kontrolle verwen-
det werden. Nach Ablauf von einem Jahr nach der Unter-
richtung der betroffenen Personen sind die Tonaufnah-
men zu löschen, soweit bis dahin kein gericht liches Ver-
fahren im Hinblick auf die Anfertigung, Speicherung 
oder Übermittlung von Tonaufzeichnungen nach Ab- 
satz 1 oder 2 anhängig ist. Ist ein derartiges gerichtliches 
Verfahren anhängig, so sind die Tonaufnahmen nach 
rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens zu löschen.

(6) Soweit die Verordnung (EU) 2016/679 auf Absatz 1 
bis 5 anwendbar ist, gilt anstelle der §§ 2 und 3 sowie 7 
bis 9 ergänzend das Landesdatenschutzgesetz.

§ 7

Datengeheimnis

(1) Den bei den verantwortlichen Stellen beschäftigten 
Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten un-
befugt zu verarbeiten (Datengeheimnis). Personen, die 
keine Amtsträgerin oder Amtsträger sind, sind bei der 
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gänge voraussichtlich gegen geltendes Recht versto-
ßen, und bereits begangene Verstöße beanstanden,

2. eine verantwortliche Stelle oder einen Auftragsver-
arbeiter anweisen, Verarbeitungsvorgänge, erforder-
lichenfalls auf bestimmte Weise und innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums, mit datenschutzrechtlichen 
Vor schriften in Einklang zu bringen, insbesondere 
durch die Anordnung der Berichtigung oder Löschung 
personenbezogener Daten oder Einschränkung der 
Verarbeitung, oder

3. eine vorübergehende oder endgültige Beschränkung 
der Verarbeitung, einschließlich eines Verbots, ver-
hängen.

(3) Stellt die oder der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz Verstöße gegen datenschutzrechtliche Vorschrif-
ten oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten fest oder erhält sie oder er Kenntnis von 
Verstößen durch beabsichtigte Verarbeitungsvorgänge, 
teilt sie oder er dies vor Inanspruchnahme der Befug-
nisse nach Absatz 2 der zuständigen Rechts- oder Fach-
aufsichtsbehörde, im Fall der verantwortlichen Stellen 
nach § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 und Absatz 4 
dem Justizministerium mit und gibt Gelegenheit zur 
Stellungnahme innerhalb einer von ihr oder ihm zu be-
stimmenden angemessenen Frist. Die oder der Landes-
beauftragte für den Datenschutz kann von einer Gelegen-
heit zur Stellungnahme absehen, wenn 

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug 
oder im öffentlichen Interesse notwendig erscheint, 

2. ihr ein zwingendes öffentliches Interesse entgegen-
steht oder 

3. es sich um unerhebliche oder inzwischen beseitigte 
Mängel handelt oder deren zeitnahe Beseitigung zuge-
sichert wird. 

Die Stellungnahme soll gegebenenfalls auch eine Dar-
stellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der 
Mitteilung nach Satz 1 getroffen worden sind.

(4) Im Rahmen der Aufsicht über die verantwortlichen 
Stellen nach § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 beste-
hen die Befugnisse nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 nur, 
soweit diese Stellen in Verwaltungsangelegenheiten tätig 
werden; keine Verwaltungsangelegenheiten sind insbe-
sondere die staatsanwaltlichen Entscheidungen und diese 
vorbereitende oder ausführende Maßnahmen im Rahmen 
eines Ermittlungs-, Straf- oder Strafvollstreckungsver-
fahrens, auch soweit jene die Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens betreffen. Satz 1 gilt auch für die ent-
sprechenden Entscheidungen und Maßnahmen in Ver-
fahren zur Ermittlung von Straftaten, die durch Stellen 
nach § 2 Absatz 1 Satz 3 getroffen werden.

(5) Über ihre oder seine Tätigkeit erstellt die oder der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz jährlich einen 
Bericht und übermittelt diesen dem Landtag, der Landes-
regierung oder anderen Stellen, deren Aufgabenbereich 

angemessenen Frist über den Fortgang und das Er-
gebnis der Untersuchung zu unterrichten, insbeson-
dere wenn eine weitere Untersuchung oder Koordi-
nierung mit einer anderen datenschutzrechtlichen 
Auf sichtsbehörde erforderlich ist;

 7. die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung nach § 56 Ab-
satz 4, § 57 Absatz 7 und § 58 Absatz 7 BDSG zu 
überprüfen und die betroffene Person innerhalb einer 
angemessenen Frist über das Ergebnis der Überprü-
fung nach § 57 Absatz 7 zu unterrichten oder ihr die 
Gründe mitzuteilen, aus denen eine Überprüfung 
nicht vorgenommen wurde;

 8. mit anderen datenschutzrechtlichen Aufsichtsbehör-
den zusammenzuarbeiten, auch durch Informations-
austausch, und ihnen Amtshilfe zu leisten, um die ein-
heitliche Anwendung und Durchsetzung der Richt-
linie (EU) 2016/680 zu gewährleisten;

 9. Untersuchungen über die Anwendung dieses Geset-
zes durchzuführen, auch auf der Grundlage von In-
formationen einer anderen datenschutzrechtlichen 
Auf sichtsbehörde oder einer anderen Behörde;

10. maßgebliche Entwicklungen zu verfolgen, soweit sie 
sich auf den Schutz personenbezogener Daten aus-
wirken, insbesondere die Entwicklung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie;

11. Beratung in Bezug auf die in § 69 BDSG genannten 
Verarbeitungsvorgänge zu leisten und

12. Beiträge zur Tätigkeit des Europäischen Daten-
schutzausschusses zu leisten.

(3) Die Aufgaben nach Absatz 2 werden für die betrof-
fene Person und für die oder den Datenschutzbeauftrag-
ten nach § 5 Absatz 1 Satz 1 BDSG entgeltfrei wahrge-
nommen. Dies gilt nicht bei offenkundig unbegründeten 
oder, insbesondere wegen häufiger Wiederholung exzes-
siven Anträgen. In diesen Fällen kann die oder der Lan-
desbeauftragte für den Datenschutz eine Gebühr auf der 
Grundlage der Verwaltungskosten erheben oder die Be-
arbeitung des Antrags verweigern.

§ 9

Befugnisse der oder des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz

(1) Der oder dem Landesbeauftragten für den Daten-
schutz ist von der verantwortlichen Stelle und gegebe-
nenfalls deren Auftragsverarbeiter Zugang zu allen per-
sonenbezogenen Daten, die verarbeitet werden, einzu-
räumen. Ihr oder ihm sind alle Informationen, die zur 
Erfüllung der Aufgaben nach § 8 erforderlich sind, zu 
erteilen.

(2) Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz 
kann

1. eine verantwortliche Stelle oder einen Auftragsver-
arbeiter warnen, dass beabsichtigte Verarbeitungsvor-
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»§ 23

Videoüberwachung«

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort »Beobachtung« werden die 
Worte »und Aufzeichnung« eingefügt.

bb) Das Wort »ist« wird durch das Wort »sind« er-
setzt.

2. Der siebte Abschnitt des Ersten Buchs Justizvollzugs-
gesetzbuch wird wie folgt gefasst:

»Abschnitt 7

Datenschutz

Unterabschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 27

Aufgabe und Anwendungsbereich

 (1) Aufgabe der Vorschriften dieses Abschnitts ist es,  
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten die 
 Persönlichkeitsrechte von Gefangenen und sonstigen 
 betroffenen Personen zu wahren, den Justizvollzugs-
anstalten die effiziente Erfüllung ihrer Aufgaben zu 
ermöglichen, die Sicherheit oder Ordnung der Justiz-
vollzugsanstalten zu gewährleisten und einen Beitrag 
für die innere Sicherheit zu leisten. Die Vorschriften 
dienen auch der Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2016/680 des Europäischen Parlamentes und des Ra-
tes vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Ver-
hütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von 
Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmen-
beschlusses 2008/977/JI des  Rates (ABl. L 119 vom 
4. 5. 2016, S. 89) sowie der  Anpassung an die Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlamentes 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grund-
verordnung) (ABl. L 119 vom 4. 5. 2016 S. 1, ber.  
ABl. L 314 vom 22. 11. 2016, S. 72 und ABl. L 127 
vom 23. 5. 2018, S. 2).

 (2) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für den 
Vollzug von gerichtlich angeordneten Freiheitsent-
ziehungen in Justizvollzugsanstalten. Sie finden mit 
Ausnahme der §§ 37 und 52 entsprechende Anwen-
dung auf den Vollzug des Jugendarrests. Soweit dieses 
Gesetz Vorschriften für Auftragsverarbeiter enthält, 
gilt es auch für diese.

 (3) Beim Vollzug von Freiheitsentziehungen, die nicht 
wegen des Verdachts oder des Nachweises einer rechts-

berührt ist. Der Bericht kann die Arten der gemeldeten 
Verstöße und die Arten der von den verantwortlichen 
Stellen getroffenen Maßnahmen, einschließlich der ver-
hängten Sanktionen, enthalten. Er wird veröffentlicht 
und der Europäischen Kommission und dem Europä-
ischen Datenschutzausschuss nach Artikel 68 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 zugänglich gemacht.

§ 10

Strafvorschrift

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe wird bestraft, wer 

1. unbefugt von diesem Gesetz geschützte personenbe-
zogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind,

a) speichert, nutzt, verändert, übermittelt oder löscht,

b) zum Abruf mittels automatisierten Verfahrens be-
reithält oder

c) abruft oder sich oder einem anderen aus Dateien 
verschafft oder

2. die Übermittlung von personenbezogenen Daten, die 
durch dieses Gesetz geschützt werden und nicht offen-
kundig sind, durch unrichtige Angaben erschleicht

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, 
sich oder einen anderen zu bereichern oder einen ande-
ren zu schädigen. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberech-
tigt sind die betroffene Person, die verantwortliche Stelle, 
der Auftragsverarbeiter, die oder der Landesbeauftragte 
für den Datenschutz und die Aufsichtsbehörden. 

§ 11

Übergangsvorschrift

Automatisierte Verarbeitungssysteme, die vor dem  
6. Mai 2016 eingerichtet worden sind und deren Anpas-
sung an die Anforderungen dieses Gesetzes mit einem 
unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist, werden 
spätestens bis zum 6. Mai 2023 mit den Vorgaben dieses 
Gesetzes in Einklang gebracht. Bis zu diesem Zeitpunkt 
gilt § 9 Absatz 3 Nummer 7 des Landesdatenschutzgeset-
zes in der am 20. Juni 2018 geltenden Fassung weiter.

Artikel 2

Änderung des Buchs 1 des Justizvollzugsgesetzbuchs

Das Buch 1 des Justizvollzugsgesetzbuchs vom 10. No-
vember 2009 (GBl. S. 545), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1047, 
1053) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
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3. die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung 
in der Justizvollzugsanstalt,

4. die Sicherung des Vollzuges, 

5. die Mitwirkung des Justizvollzuges an den ihm 
durch Gesetz übertragenen sonstigen Aufgaben, 
insbesondere an Gefangene betreffenden gericht-
lichen Entscheidungen durch Abgabe von Stellung-
nahmen.

 An die Stelle des in Satz 1 Nummer 1 bestimmten 
Zwecks tritt für den Vollzug der Untersuchungshaft 
der Zweck, durch die sichere Unterbringung der Ge-
fangenen die Durchführung eines geordneten Strafver-
fahrens zu gewährleisten.

§ 31

Begriffsbestimmungen

 (1) Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Begriff:

 1. der Gefangenen Personen, an denen Freiheits-
strafe, Jugendstrafe, Jugendarrest, Untersuchungs-
haft, Straf arrest oder die Unterbringung in der Si-
cherungsverwahrung vollzogen wird. Gefangene 
sind auch Personen, die sich in Haft nach § 127 b 
Absatz 2, § 230 Absatz 2, §§ 236, 329 Absatz 3, 
§ 412 Satz 1 oder § 453 c der Strafprozessordnung 
(StPO) befinden, sowie Personen, die nach § 275 a 
Absatz 6 StPO einstweilig untergebracht sind,

 2. der personenbezogenen Daten alle Informationen, 
die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare 
natürliche Person (betroffene Person) beziehen; 
als identifizierbar wird eine natürliche Person an-
gesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere 
mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem 
Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, 
zu einer Online-Kennung oder zu einem oder 
mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck 
der physischen, physiologischen, genetischen, 
psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder so-
zialen Identität dieser Person sind, identifiziert 
werden kann,

 3. der Verarbeitung das Erheben, Speichern, Verän-
dern, Übermitteln, Nutzen und Löschen personen-
bezogener Daten; im Einzelnen ist, ungeachtet der 
dabei angewendeten Verfahren: 

a) Erheben das Beschaffen von personenbezoge-
nen Daten über den Betroffenen,

b) Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Auf-
bewahren von personenbezogenen Daten auf 
einem Datenträger zum Zwecke ihrer weiteren 
Verarbeitung,

c) Verändern das inhaltliche Umgestalten gespei-
cherter personenbezogener Daten, 

d) Übermitteln das Bekanntgeben personenbezo-
gener Daten an einen Dritten in der Weise, dass 

widrigen Tat angeordnet worden sind, finden § 48 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 sowie §§ 49, 50, 55, 89 und 90 
keine Anwendung, wenn unter Berücksichtigung der 
Art der Daten und der Rechtsstellung der Gefangenen 
die  betroffenen Personen ein schutzwürdiges Interesse 
am Ausschluss der Übermittlung haben.

§ 28

Behördliche Datenschutzbeauftragte oder 
behördlicher Datenschutzbeauftragter

 (1) Die Justizvollzugsanstalt bestellt eine Daten-
schutzbeauftragte oder einen Datenschutzbeauftragten 
zur  Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 2 (behörd-
liche  Datenschutzbeauftragte oder behördlicher Da-
tenschutzbeauftragter). Die Bestellung bedarf der 
Schriftform und ist dem Justizministerium sowie der 
oder dem Landesbeauftragten für den Datenschutz 
mitzuteilen. Die Mitteilung soll den Namen und die 
Kontaktdaten der bestellten Person beinhalten.

 (2) Für die Benennung, Stellung und die Aufgaben der 
oder des behördlichen Datenschutzbeauftragten gelten 
§§ 5, 6 Absatz 1 bis 3, Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 und 6, 
§ 7 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG) entsprechend. Die Möglich-
keiten zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses der 
oder des behördlichen Datenschutzbeauftragten aus 
anderen Gründen bleiben unberührt.

§ 29

Zulässigkeit der Datenverarbeitung

 Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene Da-
ten verarbeiten, wenn dieses Gesetz oder eine andere 
Rechtsvorschrift es erlaubt oder die betroffene Person 
einge willigt hat.

Unterabschnitt 2

Datenverarbeitung zu Zwecken  
der Richtlinie (EU) 2016/680  

Anwendungsbereich, Begriffsbe stimmungen und 
allgemeine Grundsätze für die Datenverarbeitung

§ 30

Anwendungsbereich und vollzugliche Zwecke

 (1) Die Vorschriften der Unterabschnitte 2 bis 6 regeln 
die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
Justizvollzugsanstalten zu den Zwecken nach Artikel 1 
Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680, insbesondere 
zum Zweck des ihnen aufgegebenen Vollzugs der Frei-
heitsentziehung. 

 (2) Vollzugliche Zwecke in diesem Sinne sind

1. die Erreichung des jeweiligen Vollzugsziels,

2. der Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Strafta-
ten der Gefangenen,
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11. des Empfängers eine natürliche oder juristische 
Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, 
der personenbezogene Daten offengelegt werden, 
unabhängig davon, ob es sich bei ihr um einen 
Dritten handelt oder nicht; Behörden, die im Rah-
men eines bestimmten Untersuchungsauftrags 
nach dem Unionsrecht oder anderen Rechtsvor-
schriften personenbezogene Daten erhalten, gelten 
jedoch nicht als Empfänger; die Verarbeitung die-
ser Daten durch die genannten Behörden erfolgt 
im Einklang mit den geltenden Datenschutzvor-
schriften gemäß den Zwecken der Verarbeitung, 

12. der Verletzung des Schutzes personenbezogener 
Daten eine Verletzung der Sicherheit, die zur un-
beabsichtigten oder unrechtmäßigen Vernichtung, 
zum Verlust, zur Veränderung oder zur unbefugten 
Offenlegung von oder zum unbefugten Zugang zu 
personenbezogenen Daten geführt hat, die verar-
beitet wurden,

13. der besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten personenbezogene Daten, aus denen die ras-
sische oder ethnische Herkunft, politische Mei-
nungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeu-
gungen oder die Gewerkschaftszugehö rigkeit her-
vorgehen, sowie genetische Daten, biometrische 
Daten zur eindeutigen Identifizierung einer na tür-
lichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum 
Sexualleben oder zur sexuellen Orientierung,

14. der genetischen Daten personenbezogene Daten 
zu den ererbten oder erworbenen genetischen Ei-
genschaften einer natürlichen Person, die eindeu-
tige Informationen über die Physiologie oder die 
Gesundheit dieser Person liefern, insbesondere 
solche, die aus der Analyse einer biologischen 
Probe der Person gewonnen wurden,

15. der biometrischen Daten mit speziellen techni-
schen Verfahren gewonnene personenbezogene 
Daten zu den physischen, physiologischen oder 
verhaltenstypischen Merkmalen einer natürlichen 
Person, die die eindeutige Identifizierung dieser 
natürlichen Person ermöglichen oder bestätigen, 
insbesondere Gesichtsbilder oder daktyloskopi-
sche Daten,

16. der Gesundheitsdaten personenbezogene Daten, 
die sich auf die körperliche oder geistige Gesund-
heit einer natürlichen Person, einschließlich der 
Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen, be-
ziehen und aus denen Informationen über deren 
Gesundheitszustand hervorgehen,

17. der internationalen Organisation eine völkerrecht-
liche Organisation und ihre nachgeordneten Stel-
len sowie jede sonstige Einrichtung, die durch eine 
von zwei oder mehr Staaten geschlossene Über-
einkunft oder auf der Grundlage einer solchen 
Übereinkunft geschaffen wurde,

die Daten an den Dritten weitergegeben werden 
oder der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf be-
reitgehaltene Daten einsieht oder abruft,

e) Nutzen jede sonstige Verwendung personenbe-
zogener Daten innerhalb der datenverarbeiten-
den Stelle,

f) Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter 
personenbezogener Daten.

 4. der Einschränkung der Verarbeitung die Markie-
rung gespeicherter personenbezogener Daten mit 
dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung einzuschrän-
ken,

 5. des Profilings jede Art der automatisierten Verar-
beitung personenbezogener Daten, bei der diese 
Daten verwendet werden, um bestimmte persön-
liche Aspekte, die sich auf eine natürliche Person 
beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte 
der Arbeitsleistung, der wirtschaftlichen Lage, der 
Gesundheit, der persönlichen Vorlieben, der Inte-
ressen, der Zuverlässigkeit, des Verhaltens, der 
Aufenthaltsorte oder der Ortswechsel dieser natür-
lichen Person zu analysieren oder vorherzusagen,

 6. der Pseudonymisierung die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten in einer Weise, in der die Da-
ten ohne Hinzuziehung zusätzlicher Informationen 
nicht mehr einer spezifischen betroffenen Person 
zugeordnet werden können, sofern diese zusätzli-
chen Informationen gesondert aufbewahrt werden 
und technischen und organisatorischen Maßnah-
men unterliegen, die gewährleisten, dass die Daten 
keiner betroffenen Person zugewiesen werden 
können,

 7. der Anonymisierung das Verändern personenbezo-
gener Daten derart, dass die Einzelangaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr 
oder nur mit einem unverhältnismäßig großen 
Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Per-
son zugeordnet werden kann,

 8. des Dateisystems jede strukturierte Sammlung 
personenbezogener Daten, die nach bestimmten 
Kriterien zugänglich sind, unabhängig davon, ob 
diese Sammlung zentral, dezentral oder nach funk-
tionalen oder geografischen Gesichtspunkten ge-
ordnet geführt wird,

 9. des Verantwortlichen die natürliche oder juristi-
sche Person, Behörde, Einrichtung oder andere 
Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über 
die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von per-
sonenbezogenen Daten entscheidet,

10. des Auftragsverarbeiters eine natürliche oder ju ris-
tische Person, Behörde, Einrichtung oder andere 
Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag 
der Justizvollzugsanstalt oder des Justizministeri-
ums verarbeitet,
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beruhen. Zu diesem Zweck soll die Justizvollzugsan-
stalt, soweit dies im Rahmen der jeweiligen Verarbei-
tung möglich und angemessen ist, Beurteilungen, die 
auf persönlichen Einschätzungen beruhen, als solche 
kenntlich machen. Es muss außerdem feststellbar sein, 
welche Stelle die Unterlagen führt, die der auf einer 
persönlichen Einschätzung beruhenden Beurteilung 
zugrunde liegen.

 (5) Eine ausschließlich auf einer automatisierten Ver-
arbeitung beruhende Entscheidung, die mit einer nach-
teiligen Rechtsfolge für die betroffene Person verbun-
den ist oder sie erheblich beeinträchtigt, ist nur zuläs-
sig, wenn sie in einer Rechtsvorschrift vorge sehen ist. 
Entscheidungen nach Satz 1 dürfen nicht auf besonde-
ren Kategorien personenbezogener Daten beruhen, so-
fern nicht geeignete Maßnahmen zum Schutz der 
Rechtsgüter sowie der berechtigten Interessen der be-
troffenen Personen getroffen wurden. Profiling, das 
zur Folge hat, dass betroffene Personen auf der Grund-
lage von besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten diskriminiert werden, ist verboten.

§ 33

Einwilligung

 (1) Soweit die Verarbeitung personenbezogener Daten 
auf der Grundlage einer Einwilligung erfolgt, muss die 
Justizvollzugsanstalt die Einwilligung der betroffenen 
Person nachweisen können.

 (2) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person 
durch eine schriftliche Erklärung, die noch andere 
Sachverhalte betrifft, muss das Ersuchen um Einwilli-
gung in verständlicher und leicht zugänglicher Form 
in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, 
dass es von den anderen Sachverhalten klar zu unter-
scheiden ist.

 (3) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilli-
gung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf der 
Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund 
der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbei-
tung nicht berührt. Die betroffene Person ist vor Ab-
gabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis zu setzen.

 (4) Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der 
freien Entscheidung der betroffenen Person beruht. 
Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig er-
teilt wurde, müssen die Umstände der Erteilung, etwa 
die besondere Situation der Freiheitsentziehung oder 
eines gegen die betroffene Person betriebenen Verfah-
rens, berücksichtigt werden. Freiwilligkeit kann insbe-
sondere vorliegen, wenn für die betroffene Person ein 
rechtlicher oder tatsächlicher Vorteil erreicht wird 
oder die verantwortliche Stelle und die betroffene Per-
son gleichgelagerte Interessen verfolgen. Die betrof-
fene Person ist auf den vorgesehenen Zweck der Ver-
arbeitung hinzuweisen. Ist dies nach den Umständen 

18. der Einwilligung jede freiwillig für den bestimm-
ten Fall, in informierter Weise und unmissver-
ständlich abgegebene Willensbekundung in Form 
einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen 
bestätigenden Handlung, mit der die betroffene 
Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verar-
beitung der sie betreffenden personenbezogenen 
Daten einverstanden ist,

19. der erkennungsdienstlichen Unterlagen mittels er-
kennungsdienstlicher Maßnahmen gewonnene 
personenbezogene Daten in Form von Finger- und 
Handflächenabdrücken, Lichtbildern, äußerlichen 
körperlichen Merkmale, Körpermaßen und biome-
trischen Daten des Körpers und der Stimme.

 (2) § 2 BDSG gilt entsprechend mit der Maßgabe, 
dass vom Begriff der öffentlichen Stellen auch Behör-
den, Organe der Rechtspflege und andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen eines Mitglied-
staates der Europäischen Union umfasst sind.

§ 32

Grundsätze der Datenverarbeitung

 (1) Im Vollzug ist das Recht einer jeden Person zu 
schützen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und 
Verwendung ihrer personenbezogenen Daten zu be-
stimmen.

 (2) Die Datenverarbeitung ist an dem Ziel auszurich-
ten, so wenig personenbezogene Daten wie möglich 
zu verarbeiten. Von den Möglichkeiten der Anonymi-
sierung und Pseudonymisierung ist frühestmöglich 
Gebrauch zu machen, soweit dies nach dem Verarbei-
tungszweck möglich ist. 

 (3) Die Justizvollzugsanstalt hat bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten so weit wie möglich zwi-
schen den verschiedenen Kategorien betroffener Per-
sonen zu unterscheiden. Dies betrifft insbesondere 
folgende Kategorien:

1. Personen, gegen die ein begründeter Verdacht be-
steht, dass sie eine Straftat begangen haben,

2. Personen, gegen die ein begründeter Verdacht be-
steht, dass sie in naher Zukunft eine Straftat bege-
hen werden,

3. verurteilte Straftäter,

4. Opfer einer Straftat oder Personen, bei denen be-
stimmte Tatsachen darauf hindeuten, dass sie Opfer 
einer Straftat sein könnten, und

5. andere Personen wie insbesondere Zeugen, Hin-
weisgeber oder Personen, die mit den in den Num-
mern 1 bis 4 genannten Personen in Kontakt oder 
Verbindung stehen.

 (4) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ist 
so weit wie möglich danach zu unterscheiden, ob diese 
auf Tatsachen oder auf persönlichen Einschätzungen 
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§ 35

Videotechnik

 (1) Die Beobachtung von Hafträumen mittels Video-
technik ist nur auf Anordnung der Anstaltsleiterin oder 
des Anstaltsleiters und zur Abwehr von erheb lichen 
Gefahren für Leib oder Leben von Gefangenen oder 
Dritten oder zur Verhinderung und Verfolgung von er-
heblichen Straftaten zulässig. Gleiches gilt für die Be-
obachtung von Kabinen der Sammeltransportfahr-
zeuge mittels Videotechnik. Die Anstaltsleiterin oder 
der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, dass be-
sonders gesicherte Hafträume mittels Videotechnik zu 
beobachten sind. Die Anfertigung von Videoaufzeich-
nungen ist im Einzelfall zulässig. Sofern in Haft-
räumen eine Beobachtung über einen Zeitraum von 
aufeinanderfolgend mehr als zwei Wochen erfolgt, 
bedarf sie der Zustimmung des Justizministeriums als 
Aufsichtsbehörde.

 (2) In hierfür besonders eingerichteten Hafträumen des 
Justizvollzugskrankenhauses ist auf ärztliche Anord-
nung eine optische und akustische Beobachtung von 
Gefangenen mittels Videotechnik zulässig, sofern zu-
reichende Anhaltspunkte für Fremd- oder Eigengefähr-
dung vorliegen oder dies aus Gründen der therapeuti-
schen Sicherheit angezeigt ist. Die Erhebung besonde-
rer Kategorien personenbezogener Daten zu diesem 
Zweck ist nur zulässig, wenn sie unbedingt erforderlich 
ist. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

 (3) Die Beobachtung mittels Videotechnik und die An-
fertigung von Videoaufzeichnungen nach diesem Ge-
setz dürfen auch durchgeführt werden, wenn Perso-
nen, hinsichtlich derer die Voraussetzungen der Daten-
erhebung nicht vorliegen, unvermeidbar betroffen 
werden. Für die Dauer der religiösen Betreuung ist die 
Überwachung auf Verlangen der Seelsorgerin oder des 
Seelsorgers auszusetzen. Die Videobeobachtung und 
-aufzeichnung ist durch geeignete Maßnahmen zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt erkennbar zu machen, so-
weit nicht der Zweck der Maßnahme dadurch vereitelt 
wird.

§ 36

Radio-Frequenz-Identifikation (RFID)

 (1) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Jus-
tizvollzugsanstalt oder zur Überwachung des Aufent-
haltsorts von Gefangenen auf dem Anstaltsgelände 
kann die Justizvollzugsanstalt Daten über den Aufent-
haltsort und den Zeitpunkt der Datenerhebung mittels 
RFID-Transponder durch Empfangsgeräte automati-
siert erheben.

 (2) Mit Zustimmung der oder des Gefangenen kann 
ein RFID-Transponder zur automatisierten Identifi-
kation und Lokalisierung so mit ihrem oder seinem 
Körper verbunden werden, dass eine ordnungsgemäße 

des Einzelfalles erforderlich oder verlangt die betrof-
fene Person dies, ist sie auch über die Folgen der Ver-
weigerung der Einwilligung zu belehren.

 (5) Soweit besondere Kategorien personenbezogener 
Daten verarbeitet werden, muss sich die Einwilligung 
ausdrücklich auf diese Daten beziehen.

 (6) Bei beschränkt geschäftsfähigen Gefangenen be-
stimmt sich die Einwilligungsfähigkeit nach der tat-
sächlichen Einsichtsfähigkeit.

Unterabschnitt 3

Datenverarbeitung zu Zwecken 
der Richtlinie (EU) 2016/680 

Rechtsgrundlagen der Verarbeitung 
personenbezogener Daten

§ 34

Datenerhebung

 (1) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene 
Daten erheben, soweit deren Kenntnis für den ihr auf-
gegebenen Vollzug der Freiheitsentziehung erforder-
lich ist. Die Erhebung besonderer Kategorien perso-
nenbezogener Daten zu diesem Zweck ist nur zulässig, 
wenn sie unbedingt erforderlich ist. 

 (2) Personenbezogene Daten sind vorrangig bei der 
betroffenen Person zu erheben. Werden sie auf Grund 
einer Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft ver-
pflichtet, oder ist die Erteilung der Auskunft Voraus-
setzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen, so ist 
die betroffene Person hierauf, sonst auf die Freiwillig-
keit ihrer Angaben hinzuweisen.

 (3) Sofern es für die Aufgabenerfüllung der Justizvoll-
zugsanstalt erforderlich ist und keine Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige In-
teressen der betroffenen Person beeinträchtigt werden, 
kann die Erhebung bei der betroffenen Person auch 
ohne deren Kenntnis sowie bei anderen Personen oder 
Stellen erfolgen. Erfolgt die Erhebung bei einer nicht-
öffentlichen Stelle, so ist diese auf die Rechtsvor-
schrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die 
Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.

 (4) Daten über Personen, die nicht Gefangene sind, 
dürfen ohne ihre Mitwirkung bei Personen oder Stel-
len außerhalb der Justizvollzugsanstalt nur erhoben 
werden, wenn sie für Hilfsmaßnahmen für Angehörige 
der Gefangenen, die Behandlung von Gefangenen, die 
Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt 
oder die Sicherung des Vollzugs der Freiheitsentzie-
hung erforderlich sind und die Art der Erhebung nicht 
überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffe-
nen Person beeinträchtigt.
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Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung Dritter 
erforderlich ist. Ist die automatisierte Löschung der 
aufenthaltsbezogenen Daten zu diesen Zwecken aus-
zusetzen, beantragt die Justizvollzugsanstalt dies un-
verzüglich bei der Über wachungsstelle. Für die erwei-
terten Zwecke darf die Überwachungsstelle die Daten 
mit Zustimmung der Jus tizvollzugsanstalt unmittelbar 
den zuständigen Polizei- und Strafverfolgungsbehör-
den übermitteln.

 (6) Im Falle einer Entweichung darf die Über-
wachungsstelle den für die Fahndung oder die Wieder-
ergreifung zuständigen Polizeidienststellen die bei der 
elektronischen Aufenthaltsüberwachung erhobenen 
aufenthaltsbezogenen Daten unmittelbar mitteilen. 
Absatz 5 gilt entsprechend. Die Frist des Absatzes 5 
Satz 1 beginnt mit der Wiederergreifung der oder des 
Gefangenen oder mit der Beendigung der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung.

 (7) Absatz 1 bis 6 finden im Jugendarrest keine An-
wendung.

§ 38

Auslesen von Datenspeichern

 (1) Elektronische Datenspeicher sowie elektronische 
Geräte mit Datenspeicher, die Gefangene ohne Erlaub-
nis der Justizvollzugsanstalt besitzen, dürfen auf ein-
zelfallbezogene schriftliche Anordnung der Anstalts-
leitung ausgelesen werden, soweit tatsächliche An-
haltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass dies zu 
erheblichen vollzuglichen Zwecken oder zu den in  
§ 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 4 oder 5 genannten 
Zwecken erforderlich ist. Die so erhobenen Daten dür-
fen nur verarbeitet werden, soweit dies zu den in Satz 1 
genannten Zwecken erforderlich ist.

 (2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten dürfen nicht 
verarbeitet werden, soweit sie zum Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung gehören. Insoweit sind die Daten 
unverzüglich zu löschen. Die Tatsachen der Erfassung 
der Daten und der Löschung sind zu dokumentieren. 
Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke 
der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist zu 
löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr erfor-
derlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalender-
jahres, das dem Jahr der Dokumentation folgt.

 (3) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über die 
Möglichkeit des Auslesens von Datenspeichern zu be-
lehren.

§ 39

Zweckänderung

 Eine Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem 
anderen Zweck als demjenigen, zu dem sie erhoben 
wurden, ist zulässig, wenn es sich bei dem anderen 
Zweck um einen der in § 30 genannten Zwecke han-

Trennung nur durch die Justizvollzugsanstalt erfolgen 
kann. Von der Zustimmung können die Rücknahme 
besonderer Sicherungsmaßnahmen oder die Eintei-
lung der oder des Gefangenen zu einer in bestimmten 
Bereichen auf dem Anstaltsgelände zu leistenden Ar-
beit abhängig gemacht werden.

§ 37

Elektronische Aufenthaltsüberwachung durch 
das Global Positioning System (GPS)

 (1) Die elektronische Aufenthaltsüberwachung erfolgt 
durch die ergänzende technische Beaufsichtigung ei-
ner oder eines Gefangenen bei einer Ausführung ohne 
angeordnete Fesselung in Begleitung von Bedienste-
ten der Justizvollzugsanstalt. Die elektronische Auf-
enthaltsüberwachung dient dem Zweck, im Falle einer 
Entweichung der zu überwachenden Person diese auf 
Grundlage eines Bewegungsprofils erleichtert wieder 
ergreifen zu können. Die elektronische Aufenthalts-
überwachung endet mit der ordnungsgemäßen Rück-
kehr der zu überwachenden Person in die Justizvoll-
zugsanstalt.

 (2) Zur elektronischen Aufenthaltsüberwachung kann 
eine für die elektronische Aufenthaltsüberwachung 
zuständige zentrale Datenverarbeitungsstelle Daten 
über den Aufenthaltsort der Gefangenen und den Zeit-
punkt der Datenerhebung (aufenthaltsbezogene Da-
ten) mit der zugelassenen Technik, namentlich mittels 
Global Positioning (GPS) und Funksystemen, durch 
Empfangsgeräte erheben (Überwachungsstelle). Es 
kann als Sender ein Überwachungsgerät zur automa-
tisierten Identifikation und Lokalisierung mit dem 
Hand- oder Fußgelenk der zu überwachenden Person 
so verbunden werden, dass eine ordnungsgemäße 
Trennung nur durch die Justizvollzugsanstalt oder die 
Überwachungsstelle erfolgen kann.

 (3) Verantwortliche Stelle im Sinne des Datenschutz-
gesetzes ist das Justizministerium. 

 (4) Zur Einhaltung der Zweckbindung erfolgt die Er-
hebung und Verarbeitung der aufenthaltsbezogenen 
Daten automatisiert. Bei jedem Abruf sind zumindest 
der Zeitpunkt, die abgerufenen Daten und die Bearbei-
ter zu protokollieren.

 (5) Die nach Absatz 1 erhobenen aufenthaltsbezoge-
nen Daten sind nach Abschluss der Ausführung inner-
halb einer Frist von 24 Stunden automatisiert zu 
 löschen. Hierzu teilt die Justizvollzugsanstalt der 
Überwachungsstelle unverzüglich das Ende der 
elektro nischen Aufenthaltsüberwachung mit, die die 
Löschung der Daten veranlasst, soweit nicht eine wei-
tere Speicherung und Verarbeitung im Einzelfall zur 
Aufklärung und Ahndung eines Pflichtenverstoßes, 
zur Aufklärung oder Verfolgung von Straftaten oder 
zur Abwehr erheblicher gegenwärtiger Gefahr für das 
Leben, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche 
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licher Forschung durch den Kriminologischen Dienst 
Baden-Württemberg, soweit nicht überwiegende 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person ent-
gegenstehen. Sofern der Ausbildungs-, Prüfungs- oder 
Forschungszweck es erlaubt und der Aufwand in ei-
nem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten 
Schutzzweck steht, sind die personenbezogenen Daten 
zu anonymisieren.

 (3) Die Justizvollzugsanstalt darf die Religionszuge-
hörigkeit sowie sonstige personenbezogene Daten der 
Gefangenen, insbesondere Name, Geburtsdatum und 
Aufnahmedatum, zu Zwecken der Seelsorge im Justiz-
vollzug verarbeiten und an die oder den Seelsorger 
übermitteln, soweit dies erforderlich ist, um die Seel-
sorge aufnehmen zu können. Dies setzt voraus, dass 
die oder der Gefangene deutlich darauf hingewiesen 
wurde, dass die Angabe über die Religionszugehörig-
keit freiwillig erfolgt und Zwecken der Seel sorge 
dient. Eine Übermittlung ist unzulässig, wenn die oder 
der Gefangene dieser ausdrücklich widerspricht.

 (4) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene 
Daten von Gefangenen an Mitglieder des Anstaltsbei-
rats übermitteln, soweit dies für die Wahrnehmung der 
gesetzlichen Aufgaben der Beiräte erforderlich ist. Be-
sondere Kategorien personenbezogener Daten dürfen 
zu diesem Zweck übermittelt werden, soweit dies un-
bedingt erforderlich ist; die Übermittlung erkennungs-
dienstlicher Unterlagen ist unzulässig. Anstelle der 
Übermittlung kann die Anstaltsleiterin oder der An-
staltsleiter die Einsichtnahme von Akten durch Mit-
glieder des Anstaltsbeirats zulassen, soweit eine sol-
che zur Aufgabenerfüllung unerlässlich ist; Gesund-
heitsakten und Krankenblätter dürfen nur mit Zustim-
mung der oder des Gefangenen eingesehen werden. 
Die Regelung über das Datengeheimnis nach § 73 
Absatz 1 gilt entsprechend.

§ 42

Übermittlung, Nutzung, Veränderung und 
Speicherung von Daten zum Schutz 

der Allgemeinheit

 (1) Die Übermittlung, Nutzung, Veränderung und 
Speicherung personenbezogener Daten durch die Jus-
tizvollzugsanstalt ist auch zulässig, soweit dies

1. zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden oder ge-
heimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde 
Macht oder von Bestrebungen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, die durch Anwendung von Gewalt 
oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen

a) gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung, den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gerichtet sind,

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amts-
führung der Verfassungsorgane des Bundes oder 

delt, die Justizvollzugsanstalt befugt ist, Daten zu die-
sem Zweck zu verarbeiten, und die Verarbeitung zu 
diesem Zweck erforderlich und verhältnismäßig ist. 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem 
anderen, in § 30 nicht genannten Zweck ist zulässig, 
wenn sie in einer Rechtsvorschrift vorgesehen ist. 

§ 40

Übermittlung, Nutzung, Veränderung und 
Speicherung von Daten zu Vollzugszwecken

 (1) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene 
Daten übermitteln, nutzen, verändern und speichern, 
soweit dies für den ihr aufgegebenen Vollzug der Frei-
heitsentziehung erforderlich ist. Die Übermittlung, 
Nutzung, Veränderung und Speicherung besonderer 
Kategorien personenbezogener Daten ist zu diesem 
Zweck zulässig, wenn sie unbedingt erforderlich ist.

 (2) Zu ihrer Aufgabenerfüllung kann die Justizvoll-
zugsanstalt personenbezogene Daten auch unter Ein-
satz von elektronischen Kommunikationsdiensten, ein-
schließlich solcher mit Bildübertragung, verarbeiten.

 (3) Die erhobenen personenbezogenen Daten können 
zu den Gefangenenpersonalakten genommen sowie 
elektronisch in Dateien gespeichert werden. Erken-
nungsdienstliche Unterlagen können auch in kriminal-
polizeilichen Sammlungen verwahrt werden.

 (4) Die Justizvollzugsanstalt kann anordnen, dass Ge-
fangene einen Lichtbildausweis mit sich führen.

 (5) Sofern es aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Justizvollzugsanstalt oder zur Überwachung 
des Aufenthaltsorts von Gefangenen in der Justizvoll-
zugsanstalt erforderlich ist, kann die Justizvollzugsan-
stalt Ausweise mit einem RFID-Transponder ausstat-
ten und anordnen, dass diese offen zu tragen sind.

§ 41

Übermittlung, Nutzung, Veränderung  und 
Speicherung von Daten zu vollzugs- 

begleitenden Zwecken

 (1) Eine Übermittlung, Nutzung, Veränderung und 
Speicherung personenbezogener Daten zu vollzugsbe-
gleitenden Zwecken ist der Verarbeitung zu Vollzugs-
zwecken gleichgestellt, soweit sie gerichtlichen Ver-
fahren sowie deren außergerichtlicher Bearbeitung, 
der Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefug-
nissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung 
von Organisationsuntersuchungen für die verantwort-
liche Stelle dient.

 (2) Das gilt auch für die Übermittlung, Nutzung, Ver-
änderung und Speicherung zu Ausbildungs- und Prü-
fungszwecken durch die verantwortliche Justizvoll-
zugsanstalt und das Bildungszentrum Justizvollzug 
Baden-Württemberg sowie zu Zwecken wissenschaft-
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§ 44

Überprüfung Gefangener

 (1) Zum Zwecke der Aufrechterhaltung der Sicherheit 
der Anstalt prüft die Justizvollzugsanstalt, ob sicher-
heitsrelevante Erkenntnisse über Gefangene vorliegen. 
Sicherheitsrelevant sind Erkenntnisse insbesondere 
über extremistische, gewaltorientierte Einstellungen 
oder Kontakte zu derartigen Organisationen, Gruppie-
rungen oder Personen oder Kontakte zur organisierten 
Kriminalität. 

 (2) Die Justizvollzugsanstalt darf Justiz- und Sicher-
heitsbehörden hierzu um Auskunft ersuchen. Insbe-
sondere 

1. holt sie eine Auskunft nach § 41 Absatz 1 Nummer 
1 des Bundeszentralregistergesetzes ein und

2. fragt sicherheitsrelevante Erkenntnisse der Polizei-
behörden und des Landesamts für Verfassungs-
schutz ab. 

 Hiervon soll nur abgesehen werden, wenn im Einzel-
fall aufgrund einer Gesamtwürdigung eine Gefähr-
dung der Sicherheit der Anstalt ausgeschlossen wer-
den kann.

 (3) Die Abfrage bei den Polizeibehörden erstreckt sich 
nur auf die personengebundenen Hinweise und die Er-
kenntnisse des polizeilichen Staatsschutzes. Bei der 
Anfrage bei dem Landesamt für Verfassungsschutz er-
folgt die Abfrage des nachrichtendienstlichen Infor-
mationssystems durch das Landesamt. 

 (4) Die Justizvollzugsanstalt übermittelt den angefrag-
ten Behörden soweit möglich den Nachnamen, Ge-
burtsnamen, die Vornamen, das Geburtsdatum, das 
 Geschlecht, den Geburtsort, das Geburtsland und  
die Staatsangehörigkeit der Gefangenen. Über Satz 1 
hinaus sollen bekannt gewordene Aliaspersonalien,  
die voraussichtliche Vollzugsdauer sowie das Akten-
zeichen der der Vollstreckung zugrundeliegenden Ent-
scheidung mitgeteilt werden. 

 (5) Die gemäß Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 angefragten 
Behörden teilen den Justizvollzugsbehörden die si-
cherheitsrelevanten Erkenntnisse über die Gefangenen 
mit. Die mitgeteilten Erkenntnisse werden in geson-
derten Akten oder Dateien geführt.

 (6) Die Verarbeitungs- und Übermittlungsbefugnis zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit der Anstalt schließt 
die Verarbeitungsbefugnis zum Zwecke der Vollzugs- 
und Eingliederungsplanung der Gefangenen ein. 

§ 45

Überprüfung von Besuchspersonen

 (1) Bei Personen, die die Zulassung zum Besuch von 
besonders gefährlichen Gefangenen, zu denen sicher-
heitsrelevante Erkenntnisse nach § 44 Absatz 1 Satz 2 
vorliegen, begehren, dürfen die Justizvollzugsanstalten 

eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele 
 haben oder

c) auswärtige Belange der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden,

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemein-
wohl oder einer Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit,

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchti-
gung der Rechte einer anderen Person,

4. zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten 
sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung, 
durch welche die Sicherheit oder Ordnung der Jus-
tizvollzugsanstalt gefährdet werden, oder

5. zur Identifizierung, Fahndung oder Festnahme von 
Gefangenen durch Vollstreckungs- und Strafverfol-
gungsbehörden in den Fällen, in denen eine Gefan-
gene oder ein Gefangener entwichen ist oder sich 
sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Justizvollzugs-
anstalt aufhält,

 erforderlich ist. Die Übermittlung, Nutzung, Verände-
rung und Speicherung besonderer Kategorien perso-
nenbezogener Daten ist zu den Zwecken nach Satz 1 
zulässig, wenn sie unbedingt erforderlich ist.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt darf den für die Eingabe 
von Daten in das polizeiliche Informations- und Aus-
kunftssystem zuständigen Polizeidienststellen den Be-
ginn, die Unterbrechung und die Beendigung von 
Freiheitsentziehungen, die wegen des Verdachts oder 
des Nachweises einer rechtswidrigen Tat richterlich 
angeordnet worden sind, Verlegungen in eine andere 
Justizvollzugsanstalt, die Gewährung von vollzugsöff-
nenden Maßnahmen einschließlich des Verlassens der 
Justizvollzugsanstalt aus wichtigem Anlass, die Ent-
lassungsadresse sowie die zur Identifizierung der Ge-
fangenen erforderlichen personenbezogenen Daten 
auch anlassunabhängig übermitteln.

§ 43

Identitätsfeststellung

 (1) Bestehen Zweifel an der Identität von Gefangenen, 
übermittelt die Justizvollzugsanstalt die von ihr ge mäß 
§ 34 erhobenen personenbezogenen Daten unverzüg-
lich dem Landeskriminalamt, soweit dies zur Identi-
tätsfeststellung erforderlich ist. Das Landeskriminal-
amt veranlasst den Abgleich der übermittelten Daten 
zum Zwecke der Identifizierung der Gefangenen und 
teilt das Ergebnis der Justizvollzugsanstalt mit.

 (2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 dürfen 
die Justizvollzugsanstalten auch das Bundeskriminal-
amt sowie das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge um einen Abgleich der erkennungsdienstlichen 
Daten und Identitätsdaten ersuchen. 
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§ 47

Fallkonferenzen

 (1) Im Rahmen von Fallkonferenzen dürfen die Justiz-
vollzugsbehörden personenbezogene Daten, ein-
schließlich solcher besonderer Kategorien, die sie 
 zulässig erhoben haben, insbesondere den voraus-
sicht lichen Entlassungszeitpunkt, die voraussichtliche 
Entlassungsadresse sowie die Vollzugs- und Einglie-
derungspläne, den Polizeibehörden des Bundes und 
der Länder übermitteln, sofern 

1. tatsächliche Anhaltspunkte für die fortdauernde er-
hebliche Gefährlichkeit des jeweiligen Gefangenen 
für die Allgemeinheit vorliegen, 

2. die Entlassung des jeweiligen Gefangenen aller Vo-
raussicht nach in einem Zeitraum von nicht mehr 
als einem Jahr bevorsteht und

3. dies zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten 
von erheblicher Bedeutung erforderlich ist. 

 Fallkonferenzen dürfen auch zur Vorbereitung von 
Ausführungen, Vorführungen, Ausantwortungen, 
Über  stellungen und Verlegungen bei tatsächlichen An-
haltspunkten für eine Gefahr der Entweichung, von 
Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen von 
bedeutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen 
Interesse geboten ist, und der Selbstverletzung oder 
Selbsttötung von Gefangenen stattfinden. An den Fall-
konferenzen nach Satz 1 sollen die Bewährungshilfe 
und die Führungsaufsichtsstellen beteiligt werden. Im 
Rahmen der Fallkonferenzen dürfen personenbezo-
gene Daten, einschließlich solcher besonderer Katego-
rien, durch die Justizvollzugsbehörden bei den Poli-
zeibehörden abgefragt und erhoben werden. 

 (2) Im Rahmen von Fallkonferenzen dürfen die 
 Jus tizvollzugsbehörden personenbezogene Daten, 
 ein schließlich solcher besonderer Kategorien, die sie 
zulässig erhoben haben, insbesondere den voraus-
sichtlichen Entlassungszeitpunkt, die voraussichtliche 
Entlassungsadresse sowie die Vollzugs- und Einglie-
derungspläne den Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder übermitteln, sofern 

1. bestimmte Tatsachen den Verdacht für sicherheits-
gefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten 
für eine fremde Macht oder für Bestrebungen in der 
Bundesrepublik Deutschland begründen, die durch 
Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen 

a) gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung, den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gerichtet sind,

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amts-
führung der Verfassungsorgane des Bundes oder 
eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele 
haben oder

mit deren Einwilligung eine Zuverlässigkeitsüberprü-
fung vornehmen. Gleiches gilt für die Zulassung zum 
Besuch von Gefangenen oder zum Besuch der Anstalt 
bei tatsächlichen Anhaltspunkten einer drohenden Ge-
fahr für die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt. § 44 
Absatz 1 bis 3 und 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 gilt 
entsprechend. In den Fällen des § 44 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 teilen die Justizvollzugsanstalten auch mit, 
ob und für welche Gefangenen die Zulassung zum Be-
such begehrt wird. Sicherheitsrelevant können hierbei 
auch Erkenntnisse über erhebliche strafrechtliche Ver-
urteilungen, eine bestehende Suchtproblematik oder 
andere für die Beurteilung der Zuverlässigkeit erhebli-
che Umstände sein.

 (2) Absatz 1 gilt nicht für Besuche von Verteidigerin-
nen und Verteidigern und Beiständen sowie für Rechts-
anwältinnen, Rechtsanwälte sowie Notarinnen und 
Notare in einer die Gefangenen betreffenden Rechtssa-
che sowie für die in § 24 Absatz 3 des Dritten Buchs 
genannten Personen und Stellen.

 (3) Werden den Justizvollzugsbehörden sicherheits-
relevante Erkenntnisse bekannt, wird die betroffene 
Person nicht oder nur unter Beschränkungen zum Be-
such zugelassen. Gleiches gilt, wenn die betroffene 
Person die Einwilligung in eine Zuverlässigkeitsüber-
prüfung verweigert.

 (4) Eine erneute Zuverlässigkeitsüberprüfung soll er-
folgen, wenn neue sicherheitsrelevante Erkenntnisse 
vorliegen, spätestens jedoch nach Ablauf von fünf Jah-
ren, sofern ihre Erforderlichkeit und die Voraussetzun-
gen nach Absatz 1 fortbestehen. 

§ 46

Überprüfung sonstiger anstaltsfremder Personen

 (1) Personen, die in Justizvollzugsanstalten oder an 
deren Einrichtungen tätig werden und in keinem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis zum Land stehen, dür-
fen zu diesen Tätigkeiten nur zugelassen werden, 
wenn keine Sicherheitsbedenken bestehen. Die Justiz-
vollzugsanstalten sollen zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt mit Einwilligung 
der betroffenen Person eine Zuverlässigkeitsüberprü-
fung vornehmen. § 44 Absatz 1 bis 3 und 4 Satz 1 und 
Absatz 5 Satz 1 sowie § 45 Absatz 1 Satz 5, Absatz 3 
und 4 gelten entsprechend. 

 (2) Ist eine Überprüfung in Eilfällen nicht möglich, 
soll eine Beaufsichtigung der Person bei der Tätigkeit 
in der Anstalt erfolgen. 

 (3) Die Justizvollzugsbehörden sollen von einer Ab-
frage nach Absatz 1 Satz 3 absehen, wenn aufgrund 
des Anlasses, der Art, des Umfangs oder der Dauer des 
Aufenthalts oder der Tätigkeit in der Anstalt eine Ge-
fährdung der Sicherheit der Anstalt fernliegt.
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1. für Maßnahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichts-
hilfe, Bewährungshilfe, der Führungsaufsicht und 
der forensischen Ambulanzen, auch zur Vorberei-
tung und Vorprüfung dieser Maßnahmen im Rah-
men der Entlassungsvorbereitung und Nachsorge,

2. für Hilfsmaßnahmen für Angehörige der Gefange-
nen oder

3. zur Vorbereitung und Durchführung sonstiger Maß-
nahmen, die die Fähigkeit der Gefangenen fördern, 
in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Strafta-
ten zu führen, einschließlich der Entlassungsvorbe-
reitung und Nachsorge

 erforderlich ist. Die Übermittlung, Nutzung, Verände-
rung und Speicherung besonderer Kategorien perso-
nenbezogener Daten mit Ausnahme der erkennungs-
dienstlichen Unterlagen ist zu den Zwecken nach  
Satz 1 zulässig, wenn sie unbedingt erforderlich ist. 

 (2) Die Befugnisse nach Absatz 1 finden auch auf die 
Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen An-
wendung, die erst nach der Haftentlassung zum Tra-
gen kommen und der Eingliederung der Gefangenen 
in ein soziales und berufliches Umfeld dienen.

§ 49

Datenübermittlung zu vollzugsfremden Zwecken

 Die Übermittlung personenbezogener Daten mit Aus-
nahme der erkennungsdienstlichen Unterlagen durch 
die Justizvollzugsanstalt an die zuständigen öffent-
lichen Stellen ist auch zulässig, soweit dies für

1. Maßnahmen der Strafvollstreckung oder strafvoll-
streckungsrechtliche Entscheidungen oder

2. Entscheidungen in Gnadensachen

 erforderlich ist.

 Die Übermittlung, Nutzung, Veränderung und Spei-
cherung besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten mit Ausnahme der erkennungsdienstlichen Un-
terlagen ist zu den Zwecken nach Satz 1 zulässig, 
wenn sie unbedingt erforderlich ist.

§ 50

Datenübermittlung zum Zweck des Opferschutzes

 Die Justizvollzugsanstalt darf den nach § 406 d Ab- 
satz 2 StPO auskunftspflichtigen Stellen die für die  
Erteilung von Auskünften an die Verletzte oder den 
Verletzten erforderlichen Daten über die Vollziehung 
freiheitsentziehender Maßnahmen sowie die Gewäh-
rung von vollzugsöffnenden Maßnahmen einschließ-
lich des Verlassens der Justizvollzugsanstalt aus wich-
tigem Anlass übermitteln.

c) auswärtige Belange der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden,

2. eine damit im Zusammenhang stehende Gefahr für 
die Sicherheit der Anstalt oder die Erreichung des 
Vollzugsziels in einem überschaubaren Zeitraum 
einzutreten droht und 

3. dies zur Verhütung der in Satz 1 Nummer 2 ge-
nannten Gefahren notwendig ist.

 An den Fallkonferenzen sollen die Bewährungshilfe 
und die Führungsaufsichtsstellen beteiligt werden, so-
fern die Entlassung der Gefangenen in voraussichtlich 
nicht mehr als einem Jahr bevorsteht. Im Rahmen der 
Fallkonferenzen dürfen personenbezogene Daten, ein-
schließlich solcher besonderer Kategorien, durch die 
Justizvollzugsbehörden bei den Verfassungsschutzbe-
hörden des Bundes und der Länder abgefragt und er-
hoben werden. 

 (3) Fallkonferenzen dürfen zwischen den Justizvoll-
zugsbehörden, den Polizeibehörden des Bundes und 
der Länder und den Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder stattfinden, sofern 

1. bestimmte Tatsachen die Annahme einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib, Leben, Gesundheit oder 
Freiheit einer Person oder für Sachen von erheb-
lichem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Inter-
esse geboten ist, begründen,

2. bestimmte Tatsachen den Verdacht nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 begründen und 

3. dies zur Abwehr der in Nummer 1 genannten Ge-
fahren notwendig ist.

 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Im Rahmen der vor-
genannten Fallkonferenzen dürfen personenbezogene 
Daten, einschließlich solcher besonderer Kategorien, 
durch die Justizvollzugsbehörden bei den Polizeibe-
hörden des Bundes und der Länder sowie den Verfas-
sungsschutzbehörden des Bundes und der Länder auch 
abgefragt und erhoben werden. 

 (4) Die wesentlichen Ergebnisse der stattgefundenen 
Fallkonferenzen sind zu dokumentieren. 

 (5) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung bleibt 
den Justizvollzugsbehörden vorbehalten.

§ 48

Übermittlung, Nutzung, Veränderung 
und Speicherung von Daten zu vollzugs- 

unterstützenden Zwecken

 (1) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene 
Da ten mit Ausnahme der erkennungsdienstlichen 
 Unterlagen nutzen, verändern und speichern sowie an 
die zuständigen öffentlichen Stellen sowie geeignete 
nichtöffentliche Stellen und Personen übermitteln, so-
weit dies
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befugt wären. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltslei-
ter kann unter diesen Voraussetzungen die unmittel-
bare Offenbarung gegenüber bestimmten Anstaltsbe-
diensteten oder der Vollzugskonferenz allgemein zu-
lassen. Medizinische Warnhinweise, die keinen Rück-
schluss auf konkrete Erkrankungen zulassen, sind in 
Akten und Dateien zulässig, soweit dies zur Abwehr 
von Gefahren für Leib oder Leben von Gefangenen 
oder Dritten erforderlich ist. 

(4) Sofern Angehörige von Fachdiensten außerhalb 
des Vollzugs mit der Untersuchung, Behandlung oder 
Betreuung einer oder eines Gefangenen beauftragt 
werden, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe entsprechend, 
dass die beauftragte Person auch zur Unterrichtung 
des entsprechenden Fachdienstes in der Justizvoll-
zugsanstalt befugt ist.

§ 52

Besondere Übermittlungsbefugnisse 
bei Untersuchungsgefangenen

(1) Wird Untersuchungshaft vollzogen oder ist Unter-
suchungshaft als Überhaft notiert, darf die Justizvoll-
zugsanstalt personenbezogene Daten an das zustän-
dige Gericht übermitteln, soweit dies für die vom Ge-
richt anzuordnenden Maßnahmen sowie für die sonsti-
gen die Untersuchungshaft betreffenden gerichtlichen 
Entscheidungen erforderlich ist. Soweit Aufgaben 
oder Befugnisse auf die Staatsanwaltschaft oder deren 
Ermittlungspersonen übertragen sind, ist auch eine 
Übermittlung an diese Stelle zulässig. Besondere Ka-
tegorien personenbezogener Daten dürfen nur über-
mittelt werden, soweit dies unbedingt erforderlich ist.

(2) Die nach § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 sowie 
§§ 49, 50 und 55 zulässigen Übermittlungen unterblei-
ben, wenn unter Berücksichtigung der Art der Infor-
mation und der Rechtsstellung von Untersuchungsge-
fangenen die Betroffenen ein überwiegendes schutz-
würdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermitt-
lung haben. Durch die Übermittlung darf nicht der 
Eindruck entstehen, dass an der oder dem Unter-
suchungsgefangenen eine Strafe vollzogen wird.

§ 53

Besondere Übermittlungsbefugnisse 
bei jungen Gefangenen

(1) Über die §§ 40 bis 50, 52 und 55 hinaus darf die 
Justizvollzugsanstalt personenbezogene Daten mit 
Ausnahme der erkennungsdienstlichen Unterlagen an 
die in § 16 Absatz 2 dieses Buchs und § 2 Absatz 9 des 
Vierten Buchs genannten Stellen und Personen über-
mitteln, soweit eine Einwilligung nach § 33 erteilt 
wurde oder im Diagnoseverfahren die Erforderlichkeit 
der der Datenübermittlung zu Grunde liegenden Maß-
nahme festgestellt worden ist. Die Übermittlung be-

§ 51

Schutz besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten

(1) Personenbezogene Daten besonderer Kategorien 
dürfen in der Justizvollzugsanstalt nicht allgemein 
kenntlich gemacht werden. Die an der Verarbeitung 
dieser Daten Beteiligten sind auf die besondere 
Schutzwürdigkeit der Daten hinzuweisen. Gesund-
heitsakten und Krankenblätter sind, auch wenn sie in 
Dateien gespeichert sind, von anderen Unterlagen 
oder Dateien getrennt zu führen und besonders zu si-
chern. Durch organisatorische Maßnahmen ist sicher-
zustellen, dass nur die in der Anstalt tätigen Personen 
Zugang zu den Akten oder Dateien nach Satz 3 erhal-
ten, für deren Aufgabenerfüllung die Kenntnis dieser 
Daten unbedingt erforderlich ist. Andere personenbe-
zogene Daten über Gefangene dürfen innerhalb der 
Justizvollzugsanstalt allgemein kenntlich gemacht 
werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenle-
ben in der Justizvollzugsanstalt erforderlich ist; § 61 
Absatz 1 und 2 sowie § 62 Absatz 2 bleiben unberührt. 

(2) Personenbezogene Daten, die durch die in § 203 
Absatz 1 Nummer 1, 2 und 6 des Strafgesetzbuchs 
(StGB) genannten Personen oder den seelsorgerlichen 
Dienst erhoben oder diesen sonst bekannt geworden 
sind, unterliegen auch gegenüber der Justizvollzugs-
anstalt der Schweigepflicht. Die in § 203 Absatz 1 
Nummer 1, 2 und 6 StGB genannten Personen haben 
sich gegenüber der Anstaltsleiterin oder dem Anstalts-
leiter zu offenbaren, soweit dies zur Abwehr von Ge-
fahren für die Sicherheit der Justizvollzugsanstalt oder 
für Leib oder Leben von Gefangenen oder Dritten er-
forderlich ist oder die Tatsachen sonst für die Auf-
gabenerfüllung der Justizvollzugsanstalt erforderlich 
sind. Handelt es sich bei den zu offenbarenden Daten 
um personenbezogene Daten besonderer Kategorien, 
haben sich die genannten Personen zu offenbaren, so-
weit dies zur Erreichung der in Satz 2 genannten Zwe-
cke unbedingt erforderlich ist. Auch die Angehörigen 
der anderen Fachdienste im Justizvollzug mit Aus-
nahme des seelsorgerlichen Dienstes sowie alle ande-
ren Vollzugsbediensteten haben sich gegen über der 
Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter zu offenbaren, 
sofern dies für den Vollzug der Freiheitsentziehung er-
forderlich ist. Sonstige Offenbarungspflichten und 
-befugnisse bleiben unberührt. Die Gefangenen sind 
bei Eintritt in die Justizvollzugsanstalt über die nach 
Satz 2 bis 4 bestehenden Offenbarungspflichten zu un-
terrichten.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 2 und 3 offenbarten Daten 
dürfen nur für den Zweck, für den sie offenbart wur-
den oder für den eine Offenbarung zulässig gewesen 
wäre, und nur unter denselben Voraussetzungen verar-
beitet werden, unter denen die in § 203 Absatz 1 Num-
mer 1, 2 und 6 StGB genannten Personen selbst hierzu 
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sich um personenbezogene Daten besonderer Katego-
rien handelt, ist regelmäßig von einem überwiegenden 
berechtigten Interesse der betroffenen Person oder 
Dritter an der Geheimhaltung auszugehen. 

(3) Für die elektronische Versendung einer Gesamtheit 
von Dateien über eine Gefangene oder einen Gefange-
nen (elektronische Akte) gelten Absatz 1 und 2 ent-
sprechend. Die Art der Versendung wird durch Ver-
waltungsvorschrift geregelt.

§ 55

Auskunft und Akteneinsicht 
für wissenschaftliche Zwecke

(1) Für die Auskunft und Akteneinsicht für wissen-
schaftliche Zwecke gilt § 476 StPO entsprechend. 

(2) Die Befugnisse des Kriminologischen Dienstes 
Baden-Württemberg nach § 41 Absatz 2 und § 59 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 bleiben unberührt.

§ 56

Einsichtnahme in Gefangenenpersonalakten, 
Gesundheitsakten und Krankenblätter durch 

internationale Organisationen

Die Mitglieder einer Delegation des Europäischen 
Ausschusses zur Verhütung von Folter und unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
 erhalten während des Besuchs in der Justizvollzugs-
anstalt Einsicht in die Gefangenenpersonalakten, 
 Gesundheitsakten und Krankenblätter im Justizvoll-
zugskrankenhaus, soweit dies zur Wahrnehmung der 
Aufgaben des Ausschusses erforderlich ist.

§ 57

Elektronische Aktenführung

Die Justizvollzugsanstalten können die Akten auch 
elektronisch führen. Das Justizministerium wird er-
mächtigt, Regelungen für die elektronische Führung 
von Akten durch Rechtsverordnung zu treffen.

§ 58

Anstaltsübergreifende Datenverarbeitung

(1) Bei Verlegungen und Überstellungen von Gefan-
genen oder in Verwaltungsvorgängen, an denen meh-
rere Justizvollzugsanstalten beteiligt sind, darf die 
Jus tizvollzugsanstalt anderen Justizvollzugsanstalten 
personenbezogene Daten übermitteln, soweit diese für 
die Erfüllung der Aufgaben der die Daten empfangen-
den Justizvollzugsanstalt erforderlich sind. Sollen per-
sonenbezogene Daten besonderer Kategorien übermit-
telt werden, muss dies zur Aufgabenerfüllung der 
empfangenden Justizvollzugsanstalt unbedingt erfor-
derlich sein. Satz 1 und 2 gelten entsprechend für die 

sonderer Kategorien personenbezogener Daten mit 
Ausnahme erkennungsdienstlicher Unterlagen ist zu-
lässig, soweit sie für die Planung oder Durchführung 
der Maßnahme unbedingt erforderlich ist oder eine 
Einwilligung erteilt wurde.

(2) Bei minderjährigen Gefangenen ist die Übermitt-
lung personenbezogener Daten mit Ausnahme der er-
kennungsdienstlichen Unterlagen an die Personensor-
geberechtigten zulässig, sofern sie das Kindeswohl 
nicht gefährdet. 

(3) Die sonstigen Befugnisse der Justizvollzugsanstalt 
zur Datenverarbeitung bleiben unberührt.

§ 54

Überlassung von Akten

(1) Akten mit personenbezogenen Daten dürfen von 
der Justizvollzugsanstalt nur

1. anderen Justizvollzugsanstalten,

2. den zur Dienst- oder Fachaufsicht oder zu dienst-
lichen Weisungen befugten Stellen,

3. den für strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und 
strafrechtliche Entscheidungen zuständigen Gerich-
ten,

4. den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbe-
hörden,

5. den mit Gutachten über Gefangene beauftragten 
Stellen sowie

6. den mit der Übernahme von Aufgaben des Vollzugs 
beauftragten Stellen (§ 60)

überlassen werden, sofern dies für die Aufgabenerfül-
lung der genannten Stellen erforderlich ist. Die Über-
lassung an andere öffentliche Stellen ist zulässig, so-
weit die Erteilung einer Auskunft einen unvertretbaren 
Aufwand erfordert oder nach Darlegung der Aktenein-
sicht begehrenden Stellen für die Erfüllung der Auf-
gabe nicht ausreicht. Entsprechendes gilt für die Über-
lassung an die für Maßnahmen der Gerichtshilfe, 
 Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe und Führungs-
aufsicht zuständigen Stellen, an die forensischen  
Ambulanzen sowie für die in die Entlassungsvorberei-
tung oder Nachsorge eingebundenen Stellen. Sind in 
den Akten besondere Kategorien personenbezogener 
Daten enthalten, muss die Überlassung zu diesem 
Zweck unbedingt erforderlich sein.

(2) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach §§ 40 
bis 49, 52, 53 und 55 übermittelt werden dürfen, wei-
tere personenbezogene Daten der betroffenen Person 
oder Dritter in Akten so verbunden, dass eine Tren-
nung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 
möglich ist, ist die Übermittlung auch dieser Daten 
zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen der be-
troffenen Person oder Dritter an deren Geheimhaltung 
offensichtlich überwiegen; eine Verarbeitung dieser 
Daten durch den Empfänger ist unzulässig. Soweit es 
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richtet werden, soweit dies unter Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person und 
der Aufgaben der beteiligten Stellen angemessen ist. 
Die Übermittlung und der Abruf besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn 
sie unbedingt erforderlich sind.

(2) Am automatisierten Abrufverfahren können neben 
bestimmten Bediensteten der Justizvollzugsanstalten 
sowie des Justizministeriums als Aufsichtsbehörde be-
teiligt werden:

1. der Kriminologische Dienst Baden-Württemberg,

2. die Vollstreckungsbehörden sowie deren Aufsichts-
behörden,

3. die Jugendrichter als Vollstreckungsleiter,

4. die Strafvollstreckungskammern bei den Landge-
richten und

5. die beauftragten Dritten als verantwortliche Stellen 
oder Personen. 

Darüber hinaus kann die Übermittlung personenbe-
zogener Daten nach § 42 Absatz 2, § 44 Absatz 4 und 
§ 58 Absatz 1 automatisiert erfolgen. Das Justizminis-
terium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung wei-
tere Beteiligte an automatisierten Übermittlungs- und 
Abrufverfahren zu benennen, soweit dies erforderlich 
ist.

(3) Die beteiligten Stellen haben zu gewährleisten, 
dass die Zulässigkeit des Übermittlungs- oder Ab-
rufverfahrens kontrolliert werden kann. Hierzu haben 
sie schriftlich festzulegen:

1. den Anlass und Zweck des Verfahrens,

2. die Empfänger der Übermittlung,

3. die Art der abzurufenden oder zu übermittelnden 
Daten und

4. die erforderlichen technischen und organisatori-
schen Maßnahmen.

Die verantwortliche Stelle hat insbesondere durch Zu-
weisung von beschränkten Abrufrechten sicherzustel-
len, dass nur die zur Aufgabenerfüllung des Empfän-
gers erforderlichen Daten übermittelt werden können. 
Die erforderlichen Festlegungen können auch durch 
das Justizministerium als Aufsichtsbehörde mit Wir-
kung für die ihrer Aufsicht unterliegenden Stellen des 
Landes getroffen werden.

(4) Die Zulässigkeit einzelner Übermittlungen und 
Abrufe beurteilt sich nach den für die Erhebung und 
Übermittlung geltenden Vorschriften. Die Verantwor-
tung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs trägt 
der Empfänger. Die verantwortliche Stelle prüft die 
Zulässigkeit des Abrufs nur, wenn dazu ein beson derer 
Anlass besteht. Die verantwortliche Stelle hat zu ge-
währleisten, dass der Abruf personenbezogener Daten 
durch geeignete Stichprobenverfahren festgestellt und 
überprüft werden kann.

Übermittlung von personenbezogenen Daten aus frü-
her vollzogenen Inhaftierungen (Vorinhaftierungen) 
an andere Justizvollzugsanstalten. Satz 1 bis 3 gelten 
entsprechend bei Verlegungen, Überstellungen und 
der Übermittlung von personenbezogenen Daten von 
Gefangenen aus Vorinhaftierungen an die Vollzugsbe-
hörden anderer Bundesländer.

(2) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene 
Daten von in anderen Justizvollzugsanstalten des Lan-
des inhaftierten Gefangenen verarbeiten, soweit diese

1. zur anstaltsübergreifenden Steuerung der Belegung, 
insbesondere für Überstellungen und Verlegungen, 
oder

2. für die Erstellung von Kriminalprognosen über Ge-
fangene

erforderlich sind. Die Verarbeitung besonderer Kate-
gorien personenbezogener Daten ist zulässig, wenn sie 
für die in Satz 1 genannten Zwecke unbedingt erfor-
derlich ist.

(3) Die Befugnisse zur anstaltsübergreifenden Daten-
verarbeitung bestehen auch, sofern zureichende tat-
sächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass die Sicherheit 
oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt durch anstalts-
übergreifende Kontakte oder Strukturen dieser Gefan-
genen in besonderem Maße gefährdet ist. Aus diesen 
Gründen darf die Justizvollzugsanstalt auch personen-
bezogene Daten mit Ausnahme erkennungsdienstli-
cher Unterlagen von Dritten verarbeiten, soweit zurei-
chende tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass diese in Kommunikationsstrukturen der Gefange-
nen eingebunden sind.

(4) Sofern das Justizministerium als Aufsichtsbehörde 
Aufgaben der Justizvollzugsanstalten selbst wahr-
nimmt oder Stellen innerhalb des Justizvollzugs des 
Landes mit der Wahrnehmung anstaltsübergreifender 
vollzuglicher Aufgaben beauftragt, stehen dem Justiz-
ministerium sowie den von ihm beauftragten Stellen 
die Befugnisse zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten nach diesem Gesetz zu.

(5) Bestehen auf Grund einer entsprechenden Verein-
barung Vollzugsgemeinschaften mit anderen Ländern, 
ist die Übermittlung personenbezogener Daten direkt 
an die beteiligten Justizvollzugsanstalten sowie deren 
Justizministerien als Aufsichtsbehörde zulässig, so-
weit dies für die vereinbarte länderübergreifende Auf-
gabenerfüllung erforderlich ist. Die Übermittlung be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten ist zu-
lässig, wenn sie für die in Satz 1 genannten Zwecke 
unbedingt erforderlich ist. Näheres regelt eine Verwal-
tungsvorschrift.

§ 59

Automatisierte Übermittlungs- und Abrufverfahren

(1) Für die Übermittlung und den Abruf personenbe-
zogener Daten dürfen automatisierte Verfahren einge-
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(3) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung personenbezogener Daten trägt die Justiz-
vollzugsanstalt. Erfolgt die Übermittlung an eine öf-
fentliche Stelle im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
auf deren Ersuchen, trägt diese die Verantwortung und 
erteilt erforderlichenfalls die Informationen nach Arti-
kel 14 der Verordnung (EU) 2016/679. Die Justizvoll-
zugsanstalt hat im Falle des Satz 2 lediglich zu prüfen, 
ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufga-
ben der ersuchenden öffentlichen Stelle liegt. Die 
Rechtmäßigkeit des Ersuchens prüft sie nur, wenn im 
Einzelfall hierzu Anlass besteht. 

§ 62

Zweckbindung

(1) Von der Justizvollzugsanstalt übermittelte perso-
nenbezogene Daten dürfen nur zu dem Zweck verar-
beitet werden, zu dessen Erfüllung sie übermittelt 
worden sind. Der Empfänger darf die Daten für an dere 
Zwecke nur verarbeiten, soweit sie ihm auch für diese 
Zwecke hätten übermittelt werden dürfen und wenn 
im Falle einer Übermittlung an nichtöffentliche Stel-
len die übermittelnde Justizvollzugsanstalt zuge-
stimmt hat. Die Justizvollzugsanstalt hat nichtöffent-
liche Empfänger auf die Zweckbindung nach Satz 1 
und die Geltung des Datengeheimnisses nach § 73 
Absatz 1 hinzuweisen.

(2) Personenbezogene Daten, die nach § 34 Absatz 4 
über Personen, die nicht Gefangene sind, erhoben wor-
den sind, dürfen nur zur Erfüllung des Erhebungs-
zweckes sowie für die in § 42 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 
und § 48 Absatz 1 geregelten Zwecke verarbeitet 
 werden.

§ 63

Datenübermittlung an Drittstaaten und 
internationale Organisationen

Für die Übermittlung von personenbezogenen Daten 
an Stellen in Drittstaaten oder an internationale Orga-
nisationen gelten §§ 78 bis 81 des Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG) entsprechend. 

Unterabschnitt 4

Datenverarbeitung zu Zwecken 
der Richtlinie (EU) 2016/680 

Rechte der betroffenen Personen

§ 64

Allgemeine Informationen zu 
Datenverarbeitungen

Die Justizvollzugsanstalt stellt in allgemeiner Form 
und für die Gefangenen und andere betroffenen Perso-
nen zugänglich Informationen zur Verfügung über

§ 60

Datenverarbeitung bei Übertragung 
von Vollzugsaufgaben

(1) Werden Aufgaben des Vollzugs ganz oder teil weise 
an öffentliche oder nichtöffentliche Stellen oder Per-
sonen zur Erledigung übertragen, dürfen die für die 
Auf gabenwahrnehmung erforderlichen personenbezo-
genen Daten an diese übermittelt werden. Soweit er-
forderlich, dürfen ihnen Dateien und Akten zur Aufga-
benerfüllung überlassen werden.

(2) Die Aufgaben sind von der Justizvollzugsanstalt 
oder dem Justizministerium als Aufsichtsbehörde mit 
Wirkung für die Justizvollzugsanstalt an einen sorgfäl-
tig auszuwählenden Dritten als verantwortliche Stelle 
oder Person zu übertragen. Dabei ist auch zu berück-
sichtigen, ob die verantwortliche Stelle oder Person 
ausreichend Gewähr dafür bietet, dass er oder sie die 
für eine datenschutzgerechte Datenverarbeitung erfor-
derlichen tech nischen und organisatorischen Maßnah-
men zu treffen in der Lage ist. Der Auftrag ist schrift-
lich zu erteilen und muss Angaben zu Gegenstand und 
Umfang der erforderlichen Datenüberlassung sowie 
das Erfordernis der Verpflichtung des einzusetzenden 
Personals nach dem Verpflichtungsgesetz enthalten. 
Die Justizvollzugsanstalt oder das Justizministerium 
als Auftraggeber haben sich das Recht vorzubehalten, 
die Einhaltung datenschutzrechtlicher Maßnahmen zu 
überprüfen.

(3) Soweit die übertragenen Vollzugsaufgaben inner-
halb von Justizvollzugsanstalten geleistet werden, fin-
den die nach § 27 Absatz 2 Satz 1 für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten geltenden Vorschriften die-
ses Abschnitts entsprechende Anwendung.

§ 61

Einschränkungen der Verarbeitung, 
Übermittlungsverantwortung 

und Verfahren

(1) Bei der Überwachung der Besuche, des Schrift-
wechsels, der Telekommunikation sowie des Paketver-
kehrs bekannt gewordene personenbezogene Daten 
dürfen nur für die in § 41 Absatz 1, § 42 Absatz 1, § 48 
Absatz 1 und § 49 Satz 1 Nummer 1 und 2 aufgeführten 
Zwecke, zur Wahrung der Sicherheit oder Ordnung der 
Justizvollzugsanstalt oder nach Anhörung der Gefan-
genen für Zwecke der Behandlung verarbeitet werden. 
Die Verarbeitung besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten ist nur zulässig, wenn sie zu den in 
Satz 1 genannten Zwecken unbedingt erforderlich ist.

(2) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten 
unterbleibt, soweit die in § 51 Absatz 2 sowie in § 81 
Absatz 1 bis 3 und 6 geregelten Einschränkungen oder 
besondere gesetzliche Verwendungsregelungen entge-
genstehen.
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und, wenn das Interesse an der Vermeidung dieser Ge-
fahren das Informationsinteresse der betroffenen Per-
son überwiegt.

(4) Bezieht sich die Benachrichtigung auf die Über-
mittlung personenbezogener Daten an Behörden der 
Staatsanwaltschaft, an Polizeidienststellen, Verfas-
sungsschutzbehörden oder, soweit sie in Erfüllung ih-
rer gesetzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich der 
Abgabenordnung zur Überwachung und Prüfung per-
sonenbezogene Daten speichern, an Behörden der Fi-
nanzverwaltung, ist diesen Behörden vorab Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben. Satz 1 findet auch 
Anwendung auf die Übermittlung personenbezogener 
Daten an den Bundesnachrichtendienst, den Militäri-
schen Abschirmdienst und, soweit die Sicherheit des 
Bundes berührt wird, an andere Behörden des Bundes-
ministeriums der Verteidigung. Satz 1 und 2 gelten 
entsprechend für die Herkunft der Daten von den ge-
nannten Behörden. 

(5) Im Fall der Einschränkung nach Absatz 3 gilt § 66 
Absatz 8 und 9 entsprechend.

§ 66

Auskunftsrecht, Akteneinsicht

(1) Die Justizvollzugsanstalt erteilt betroffenen Perso-
nen auf Antrag Auskunft darüber, ob sie diese Perso-
nen betreffende Daten verarbeitet. Betroffene Perso-
nen haben darüber hinaus das Recht, Informationen zu 
erhalten über

1. die personenbezogenen Daten, die Gegenstand der 
Verarbeitung sind, und die Kategorie, zu der sie ge-
hören,

2. die verfügbaren Informationen über die Herkunft 
der Daten,

3. die Zwecke der Datenverarbeitung und deren 
Rechtsgrundlage,

4. die Empfänger oder die Kategorien von Empfän-
gern, gegenüber denen die Daten offengelegt wor-
den sind, insbesondere bei Empfängern in Drittlän-
dern oder bei internationalen Organisationen,

5. die Dauer, für die die personenbezogenen Daten ge-
speichert werden, oder, falls keine Fristenregelun-
gen bestehen, die Kriterien, nach denen sich die 
Dauer der Speicherung bestimmt,

6. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, 
Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung 
personenbezogener Daten der betroffenen Person 
durch die Justizvollzugsanstalt,

7. das Recht, die Landesbeauftragte oder den Landes-
beauftragten für den Datenschutz anzurufen, sowie 
deren oder dessen Kontaktdaten.

Soweit eine Auskunft für die Wahrnehmung der recht-
lichen Interessen der betroffenen Person nicht aus-
reicht und sie auf die Einsichtnahme angewiesen ist, 

1. den Namen und die Kontaktdaten der Justizvoll-
zugsanstalt,

2. die Kontaktdaten des zuständigen Datenschutzbe-
auftragten,

3. die Zwecke, zu denen die personenbezogenen Da-
ten verarbeitet werden,

4. die Kontaktdaten der oder des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und

5. die im Hinblick auf die Verarbeitung ihrer perso-
nenbezogenen Daten bestehenden Rechte der be-
troffenen Personen nach §§ 66, 67 und 69.

§ 65

Benachrichtigung betroffener Personen

(1) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Er-
hebung personenbezogener Daten werden die betrof-
fenen Personen unter Angabe dieser Daten benach-
richtigt, sofern sie nicht bereits auf andere Weise 
Kenntnis erlangt haben. Die Benachrichtigung hat zu-
mindest die folgenden Angaben zu enthalten:

1. die in § 64 genannten Angaben,

2. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung,

3. die Dauer, für die die personenbezogenen Daten ge-
speichert werden, oder, falls keine Fristenregelun-
gen bestehen, die Kriterien, nach denen sich die 
Dauer der Speicherung bestimmt,

4. die Kategorien von Empfängern der personenbezo-
genen Daten, auch der Empfänger in Drittländern 
oder in internationalen Organisationen und

5. erforderlichenfalls weitere Informationen.

(2) Werden die durch Videotechnik erhobenen Daten 
einer bestimmten Person zugeordnet, so ist diese über 
eine weitere Verarbeitung zu benachrichtigen, sofern 
sie nicht bereits auf andere Weise Kenntnis von der 
weiteren Verarbeitung erlangt hat. Die Benachrichti-
gung hat zumindest die in Absatz 1 Satz 2 genannten 
Angaben zu enthalten. 

(3) In den Fällen von Absatz 1 und 2 kann die Justiz-
vollzugsanstalt die Benachrichtigung aufschieben, 
einschränken oder unterlassen, soweit und solange an-
dernfalls

1. die ordnungsgemäße Erfüllung der in ihrer Zustän-
digkeit liegenden Aufgaben gefährdet würde,

2. die Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Ver-
folgung von Straftaten oder von Ordnungswidrig-
keiten von erheblicher Bedeutung oder die Straf-
vollstreckung beeinträchtigt würden, 

3. die öffentliche Sicherheit gefährdet oder sonst dem 
Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile be-
reitet würden oder

4. Rechtsgüter Dritter gefährdet würden



208 GBl. vom 5. Juni 2019 Nr. 13

terium im Einzelfall feststellt, dass dadurch die Si-
cherheit des Bundes oder eines Landes gefährdet 
würde. Die oder der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz hat die betroffene Person zumindest darüber zu 
unterrichten, dass alle erforderlichen Prüfungen er-
folgt sind oder eine Überprüfung durch sie stattgefun-
den hat. Diese Mitteilung kann die Information enthal-
ten, ob datenschutzrechtliche Verstöße festgestellt 
wurden. Die Mitteilung der oder des Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz an die betroffene Person darf 
keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der Jus-
tizvollzugsanstalt zulassen, sofern diese keiner weiter-
gehenden Auskunft zustimmt. Die Justizvollzugsan-
stalt darf die Zustimmung nur insoweit und solange 
verweigern, wie sie nach Absatz 4 Satz 1 von einer 
Auskunft ab sehen oder sie einschränken könnte. Die 
oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz hat 
zudem die betroffene Person über ihr Recht auf ge-
richtlichen Rechtsschutz zu unterrichten.

(9) Die Justizvollzugsanstalt hat die sachlichen oder 
rechtlichen Gründe für die Entscheidung zu dokumen-
tieren.

(10) Weitergehende Auskunftsrechte nach allgemei-
nen Grundsätzen finden für den Bereich des Justiz-
vollzugs keine Anwendung.

§ 67

Rechte auf Berichtigung und Löschung 
sowie Einschränkung der Verarbeitung

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von der Jus-
tizvollzugsanstalt unverzüglich die Berichtigung sie 
betreffender unrichtiger Daten zu verlangen. Insbe-
sondere im Fall von Aussagen oder Beurteilungen be-
trifft die Frage der Richtigkeit nicht den Inhalt der 
Aussage oder Beurteilung. Wenn die Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit der Daten nicht festgestellt werden 
kann, tritt an die Stelle der Berichtigung eine Ein-
schränkung der Verarbeitung. In diesem Fall hat die 
Justizvollzugsanstalt die betroffene Person zu unter-
richten, bevor sie die Einschränkung wieder aufhebt. 
Die betroffene Person kann zudem die Vervollständi-
gung unvollständiger personenbezogener Daten ver-
langen, wenn dies unter Berücksichtigung der Verar-
beitungszwecke angemessen ist.

(2) Die betroffene Person hat das Recht, von der Jus-
tizvollzugsanstalt unverzüglich die Löschung sie be-
treffender Daten zu verlangen, wenn deren Verarbei-
tung unzulässig ist, deren Kenntnis für die Aufgaben-
erfüllung nicht mehr erforderlich ist oder diese zur 
Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung gelöscht 
werden müssen.

(3) Anstatt die personenbezogenen Daten zu löschen, 
kann die Justizvollzugsanstalt deren Verarbeitung ein-
schränken, wenn

erhält sie Akteneinsicht. Auf einen entsprechenden 
Antrag ist Gefangenen in ihre Gesundheitsakten in der 
Regel Akteneinsicht zu gewähren.

(2) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene Daten, die 
nur deshalb verarbeitet werden, weil sie aufgrund ge-
setzlicher Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht 
werden dürfen oder die ausschließlich Zwecken der 
Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle dienen, 
wenn die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßi-
gen Aufwand erfordern würde und eine Verarbeitung 
zu anderen Zwecken durch geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen ausgeschlossen ist.

(3) Von der Auskunftserteilung ist abzusehen, wenn 
die betroffene Person keine Angaben macht, die das 
Auffinden der Daten ermöglichen, und deshalb der für 
die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand au-
ßer Verhältnis zu dem von der betroffenen Person gel-
tend gemachten Informationsinteresse steht. 

(4) Die Justizvollzugsanstalt kann unter den Voraus-
setzungen des § 65 Absatz 3 von der Auskunft nach 
Absatz 1 absehen oder die Auskunftserteilung ein-
schränken. Dies gilt für die Akteneinsicht entspre-
chend. Ein Recht auf Akteneinsicht besteht zudem 
nicht, wenn die Daten der betroffenen Person mit Da-
ten Dritter oder geheimhaltungsbedürftigen nicht per-
sonenbezogenen Daten derart verbunden sind, dass 
ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig 
großem Aufwand möglich ist; in diesem Fall ist der 
betroffenen Person Auskunft zu erteilen.

(5) Die Auskunft und die Gewährung von Aktenein-
sicht können versagt werden, wenn sie den Zweck der 
Untersuchungshaft gefährden. 

(6) § 65 Absatz 4 gilt entsprechend.

(7) Die Justizvollzugsanstalt hat die betroffene Person 
über das Absehen von oder die Einschränkung einer 
Auskunft unverzüglich schriftlich zu unterrichten. 
Dies gilt nicht, wenn bereits die Erteilung dieser Infor-
mationen eine Gefährdung oder ein Nachteil im Sinne 
des § 65 Absatz 3 mit sich bringen würde. Die Unter-
richtung nach Satz 1 ist zu begründen, es sei denn, 
dass die Mitteilung der Gründe den mit dem Absehen 
von oder der Einschränkung der Auskunft verfolgten 
Zweck gefährden würde.

(8) Wird die betroffene Person nach Absatz 7 über das 
Absehen von oder die Einschränkung der Auskunft 
unterrichtet, kann sie ihr Auskunftsrecht auch über die 
Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für 
den Datenschutz ausüben. Die Justizvollzugsanstalt 
hat die betroffene Person über diese Möglichkeit so-
wie darüber zu unterrichten, dass sie die Landesbeauf-
tragte oder den Landesbeauftragten für den Daten-
schutz anrufen oder gerichtlichen Rechtsschutz su-
chen kann. Macht die betroffene Person von ihrem 
Recht nach Satz 1 Gebrauch, ist die Auskunft auf ihr 
Verlangen der oder dem Landesbeauftragten für den 
Datenschutz zu erteilen, soweit nicht das Justizminis-
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des § 67 Absatz 6 unverzüglich schriftlich darüber in 
Kenntnis zu setzen, wie verfahren wurde.

(3) Die Erteilung von Informationen nach § 64, die 
Benachrichtigungen nach den §§ 65 und 76 und die 
Bearbeitung von Anträgen nach den §§ 66 und 67 er-
folgen unentgeltlich. Bei offenkundig unbegründeten 
oder exzessiven Anträgen nach den §§ 66 und 67 kann 
die Justizvollzugsanstalt entweder eine angemessene 
Gebühr auf der Grundlage der Verwaltungskosten ver-
langen oder sich weigern, aufgrund des Antrags tätig 
zu werden. In diesem Fall muss die Justizvollzugsan-
stalt den offenkundig unbegründeten oder exzessiven 
Charakter des Antrags belegen können.

(4) Hat die Justizvollzugsanstalt begründete Zweifel 
an der Identität einer betroffenen Person, die einen 
Antrag nach den §§ 66 oder 67 gestellt hat, kann sie 
von ihr zusätzliche Informationen anfordern, die zur 
Bestätigung ihrer Identität erforderlich sind.

§ 69

Anrufung der oder des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz 

(1) Jede betroffene Person kann sich unbeschadet an-
derweitiger Rechtsbehelfe mit einer Beschwerde an 
die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten 
für den Datenschutz wenden, wenn sie der Auffassung 
ist, bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Da-
ten durch die verantwortlichen Stellen in ihren Rech-
ten verletzt worden zu sein. 

(2) Die oder der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz unterrichtet die betroffene Person über den 
Stand und das Ergebnis der Prüfung und weist sie hier-
bei auf die Möglichkeit, gerichtlichen Rechtsschutz 
nach § 70 in Anspruch zu nehmen, hin.

(3) Werden bei der oder dem Landesbeauftragten für 
den Datenschutz Beschwerden eingelegt, die eine Ver-
arbeitung betreffen, die in die Zuständigkeit der oder 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz oder ei-
ner datenschutzrechtlichen Aufsichtsbehörde in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union fällt, 
leitet sie oder er diese Beschwerde unverzüglich an 
die zuständige Behörde weiter. Die oder der Landes-
beauftragte unterrichtet die betroffene Person über die 
Weiterleitung nach Satz 1.

§ 70

Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder 
des Landesbeauftragten für den Datenschutz 

oder bei deren oder dessen Untätigkeit

(1) Jede natürliche oder juristische Person kann unbe-
schadet anderer Rechtsbehelfe gerichtlich gegen eine 
verbindliche Entscheidung der oder des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz vorgehen. 

1. die betroffene Person die Richtigkeit der personen-
bezogenen Daten bestreitet und die Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit nicht festgestellt werden kann,

2. Grund zu der Annahme besteht, dass eine Löschung 
berechtigte Interessen einer betroffenen Person be-
einträchtigen würde,

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Spei-
cherung nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich ist oder

4. die Daten zu Beweiszwecken weiter aufbewahrt 
werden müssen.

In ihrer Verarbeitung nach Satz 1 eingeschränkte Da-
ten dürfen nur zu dem Zweck verarbeitet werden, der 
ihrer Löschung entgegenstand.

(4) Bei automatisierten Dateisystemen ist technisch 
sicherzustellen, dass eine Einschränkung der Verarbei-
tung eindeutig erkennbar ist und eine Verarbeitung für 
andere Zwecke nicht ohne weitere Prüfung möglich 
ist.

(5) Hat die Justizvollzugsanstalt eine Berichtigung 
vorgenommen, hat sie einer Stelle, die ihr die perso-
nenbezogenen Daten zuvor übermittelt hat, die Be-
richtigung mitzuteilen. In Fällen der Berichtigung, 
Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung nach 
Absatz 1 bis 3 hat die Justizvollzugsanstalt Empfän-
gern, denen die Daten übermittelt wurden, diese Maß-
nahmen mitzuteilen. Der Empfänger hat die Daten zu 
berichtigen, zu löschen oder ihre Verarbeitung einzu-
schränken.

(6) Die Justizvollzugsanstalt hat die betroffene Person 
über ein Absehen von der Berichtigung oder Löschung 
personenbezogener Daten oder über die an deren 
Stelle tretende Einschränkung der Verarbeitung 
schriftlich zu unterrichten. Dies gilt nicht, wenn be-
reits die Erteilung dieser Informationen eine Gefähr-
dung im Sinne des § 65 Absatz 3 mit sich bringen 
würde. Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu begrün-
den, es sei denn, dass die Mitteilung der Gründe den 
mit dem Absehen von der Unterrichtung verfolgten 
Zweck gefährden würde.

(7) § 66 Absatz 8 und 9 findet entsprechende An-
wendung.

§ 68

Verfahren für die Ausübung der Rechte 
der betroffenen Person

(1) Die Justizvollzugsanstalt hat mit betroffenen Per-
sonen unter Verwendung einer klaren und einfachen 
Sprache in präziser, verständlicher und leicht zugäng-
licher Form zu kommunizieren. Unbeschadet beson-
derer Formvorschriften soll sie bei der Beantwortung 
von Anträgen grundsätzlich die für den Antrag ge-
wählte Form verwenden.

(2) Bei Anträgen hat die Justizvollzugsanstalt die 
 betroffene Person unbeschadet des § 66 Absatz 7 und 
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ihn gelten, soweit diese Pflichten für den weiteren 
Auftragsverarbeiter nicht schon aufgrund anderer Vor-
schriften verbindlich sind. Erfüllt ein weiterer Auf-
tragsverarbeiter diese Verpflichtungen nicht, so haftet 
der ihn beauftragende Auftragsverarbeiter gegenüber 
der Justizvollzugsanstalt für die Einhaltung der Pflich-
ten des weiteren Auftragsverarbeiters.

(6) Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter 
hat auf der Grundlage eines Vertrags oder eines ande-
ren Rechtsinstruments zu erfolgen, der oder das den 
Auftragsverarbeiter an die Justizvollzugsanstalt bindet 
und der oder das den Gegenstand, die Dauer, die Art 
und den Zweck der Verarbeitung, die Art der perso-
nenbezogenen Daten, die Kategorien betroffener Per-
sonen und die Rechte und Pflichten der Justizvoll-
zugsanstalt festlegt. Der Vertrag oder das andere 
Rechtsinstrument haben insbesondere vorzusehen, 
dass der Auftragsverarbeiter

1. nur auf dokumentierte Weisung der Justizvollzugs-
anstalt handelt; ist der Auftragsverarbeiter der Auf-
fassung, dass eine Weisung rechtswidrig ist, hat er 
die Justizvollzugsanstalt unverzüglich zu informie-
ren,

2. gewährleistet, dass die zur Verarbeitung der per-
sonenbezogenen Daten befugten Personen zur Ver-
traulichkeit verpflichtet werden, soweit sie keiner 
angemessenen gesetzlichen Verschwiegenheits-
pflicht unterliegen,

3. die Justizvollzugsanstalt mit geeigneten Mitteln da-
bei unterstützt, die Einhaltung der Bestimmungen 
über die Rechte der betroffenen Person zu gewähr-
leisten,

4. alle personenbezogenen Daten nach Abschluss der 
Erbringung der Verarbeitungsleistungen nach Wahl 
der Justizvollzugsanstalt zurückgibt oder löscht und 
bestehende Kopien vernichtet, wenn nicht nach ei-
ner Rechtsvorschrift eine Verpflichtung zur Spei-
cherung der Daten besteht,

5. der Justizvollzugsanstalt alle erforderlichen Infor-
mationen, insbesondere die gemäß § 82 erstellten 
Protokolle, zum Nachweis der Einhaltung seiner 
Pflichten zur Verfügung stellt,

6. Überprüfungen, die von der Justizvollzugsanstalt 
oder einem von dieser beauftragten Prüfer durchge-
führt werden, ermöglicht und dazu beiträgt,

7. die in Absatz 4 und 5 aufgeführten Bedingungen für 
die Inanspruchnahme der Dienste eines weiteren 
Auftragsverarbeiters einhält,

8. alle gemäß § 74 erforderlichen Maßnahmen ergreift 
und

9. unter Berücksichtigung der Art der Verarbeitung 
und der ihm zur Verfügung stehenden Informatio-
nen die Justizvollzugsanstalt bei der Einhaltung der 
in den §§ 74 bis 77 und 84 genannten Pflichten un-
terstützt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend zugunsten betroffener 
Personen, wenn sich die oder der Landesbeauftragte 
für den Datenschutz mit einer Beschwerde nach § 69 
nicht befasst oder die betroffene Person nicht inner-
halb von drei Monaten nach Einlegung der Be-
schwerde über den Stand oder das Ergebnis der Be-
schwerde in Kenntnis gesetzt hat.

Unterabschnitt 5

Datenverarbeitung zu Zwecken 
der Richtlinie (EU) 2016/680 

Pflichten der Justizvollzugsanstalten 
und der Auftragsverarbeiter

§ 71

Datenverarbeitung im Auftrag

(1) Die Justizvollzugsanstalten dürfen personenbe-
zogene Daten durch andere Personen oder Stellen im 
Auftrag verarbeiten lassen. Dies gilt auch für Prü-
fungs- oder Wartungsarbeiten und vergleichbare Hilfs-
tätig keiten einschließlich der Fernwartung, über deren 
Durchführung neben der verantwortlichen Stelle auch 
das Justizministerium als Aufsichtsbehörde mit Wir-
kung für die ihrer Aufsicht unterliegenden Stellen ent-
scheiden kann.

(2) Werden personenbezogene Daten im Auftrag einer 
Justizvollzugsanstalt durch andere Personen oder Stel-
len verarbeitet, bleibt die Justizvollzugsanstalt für die 
Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und ande-
rer Vorschriften über den Datenschutz verantwortlich. 
Die Rechte der betroffenen Personen auf Auskunft, 
Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbei-
tung und Schadensersatz sind in diesem Fall gegen-
über der Justizvollzugsanstalt geltend zu machen.

(3) Eine Justizvollzugsanstalt darf nur solche Auf-
tragsverarbeiter mit der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten beauftragen, die mit geeigneten technischen 
und organisatorischen Maßnahmen sicherstellen, dass 
die Verarbeitung im Einklang mit den gesetzlichen 
Anforderungen erfolgt und der Schutz der Rechte der 
betroffenen Personen gewährleistet wird.

(4) Auftragsverarbeiter dürfen ohne vorherige schrift-
liche Genehmigung der Justizvollzugsanstalt keine 
weiteren Auftragsverarbeiter hinzuziehen. Hat die Jus-
tizvollzugsanstalt dem Auftragsverarbeiter eine 

allgemeine Genehmigung zur Hinzuziehung weiterer 
Auftragsverarbeiter erteilt, hat der Auftragsverarbeiter 
die Justizvollzugsanstalt über jede beabsichtigte Hin-
zuziehung oder Ersetzung zu informieren. Die Justiz-
vollzugsanstalt kann in diesem Fall die Hinzuziehung 
oder Ersetzung untersagen.

(5) Zieht ein Auftragsverarbeiter einen weiteren Auf-
tragsverarbeiter hinzu, so hat er diesem dieselben Ver-
pflichtungen aus seinem Vertrag mit der Justizvoll-
zugsanstalt nach Absatz 6 aufzuerlegen, die auch für 
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§ 75

Meldung von Verletzungen

(1) Im Falle einer Verletzung des Schutzes personen-
bezogener Daten hat die Justizvollzugsanstalt unver-
züglich und möglichst innerhalb von 72 Stunden nach 
Bekanntwerden der Verletzung diese der oder dem 
Landesbeauftragten für den Datenschutz zu melden. 
Erfolgt die Meldung nicht innerhalb von 72 Stunden, 
ist der späteren Meldung eine Begründung für die Ver-
zögerung beizufügen.

(2) Die Meldung nach Absatz 1 kann unterbleiben, 
wenn die Verletzung des Schutzes personenbezogener 
Daten voraussichtlich nicht zu einem Risiko für die 
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen führt.

(3) Die Meldung nach Absatz 1 muss zumindest fol-
gende Informationen enthalten:

1. eine Beschreibung der Art der Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten, soweit möglich 
mit Angabe der Kategorien und der ungefähren 
Zahl der betroffenen Personen, der betroffenen Ka-
tegorien personenbezogener Daten und der unge-
fähren Zahl der betroffenen personenbezogenen 
Datensätze,

2. Name und Kontaktdaten der oder des Datenschutz-
beauftragten oder einer sonstigen Anlaufstelle für 
weitere Informationen,

3. eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der 
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 
und

4. eine Beschreibung der von der Justizvollzugsanstalt 
ergriffenen oder vorgeschlagenen Maßnahmen zur 
Behandlung der Verletzung des Schutzes personen-
bezogener Daten und gegebenenfalls der Maßnah-
men zur Abmilderung ihrer möglichen nachteiligen 
Auswirkungen.

Können zum Zeitpunkt der Meldung nach Absatz 1 
nicht alle Informationen nach Absatz 3 bereitgestellt 
werden, kann die Justizvollzugsanstalt diese Infor-
mationen ohne unangemessene weitere Verzögerung 
schrittweise zur Verfügung stellen.

(4) Ein Auftragsverarbeiter hat eine Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten nach Bekanntwer-
den unverzüglich der Justizvollzugsanstalt zu melden.

(5) Die Justizvollzugsanstalt dokumentiert Verletzun-
gen des Schutzes personenbezogener Daten nach Ab-
satz 1 einschließlich aller im Zusammenhang mit der 
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 
stehenden Umstände, deren Auswirkungen und die er-
griffenen Abhilfemaßnahmen in einer Weise, die es 
der oder dem Landesbeauftragten für den Datenschutz 
ermöglicht, die Einhaltung der Voraussetzungen nach 
dieser Vorschrift zu überprüfen. 

(7) Der Vertrag im Sinne des Absatzes 6 ist in schrift-
licher oder elektronischer Form abzufassen.

(8) Ein Auftragsverarbeiter, der die Zwecke und Mittel 
der Verarbeitung unter Verstoß gegen diese Vorschrift 
bestimmt, gilt in Bezug auf diese Verarbeitung als Ver-
antwortlicher anstelle der Justizvollzugsanstalt.

§ 72

Gemeinsam Verantwortliche

Legen zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die 
Zwecke und die Mittel der Verarbeitung fest, gelten 
sie als gemeinsam Verantwortliche. Gemeinsam Ver-
antwortliche haben ihre jeweiligen Aufgaben und da-
tenschutzrechtlichen Verantwortlichkeiten in transpa-
renter Form in einer Vereinbarung festzulegen, soweit 
diese nicht bereits in Rechtsvorschriften fest gelegt 
sind. Aus der Vereinbarung muss insbesondere hervor-
gehen, wer welchen Informationspflichten nach-
zukommen hat und wie und gegenüber wem betrof-
fene Personen ihre Rechte wahrnehmen können. Fehlt 
eine Regelung nach Satz 3, kann die betroffene Person 
ihre Rechte gegenüber jedem der gemeinsam Verant-
wortlichen geltend machen.

§ 73

Datengeheimnis

(1) Den bei Justizvollzugsanstalten beschäftigten Per-
sonen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbe-
fugt zu verarbeiten oder sonst zu verwenden (Daten-
geheimnis). Personen, die keine Amtsträger sind, sind 
bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit nach dem Verpflich-
tungsgesetz vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547), 
das durch § 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 15. August 
1974 (BGBl. I S. 1942) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung auf das Datengeheimnis zu 
verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach 
Beendigung der Tätigkeit fort.

(2) Alle im Justizvollzug Tätigen dürfen sich von per-
sonenbezogenen Daten Kenntnis verschaffen, soweit 
dies zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben 
oder für die zur gemeinsamen Aufgabenerfüllung ge-
botene Zusammenarbeit aller Vollzugsbediensteten 
erforderlich ist. Von personenbezogenen Daten beson-
derer Kategorien dürfen sie sich nur Kenntnis ver-
schaffen, soweit dies zur Erfüllung der in Satz 1 ge-
nannten Zwecke unbedingt erforderlich ist. 

§ 74

Anforderungen an die Sicherheit 
der Datenverarbeitung

(1) § 64 BDSG gilt entsprechend.

(2) Das Justizministerium wird ermächtigt, die erfor-
derlichen technischen und organisatorischen Maßnah-
men durch Rechtsverordnung näher zu bestimmen.
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raussetzungen nach Absatz 2 nicht vorlagen, kann die 
oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz unter 
Berücksichtigung der Wahrscheinlichkeit, mit der die 
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten zu 
einem hohen Risiko führt, von der Justizvollzugsan-
stalt die Nachholung der Benachrichtigung verlangen.

(4) Die Benachrichtigung der betroffenen Personen 
nach Absatz 1 kann unter den in § 65 Absatz 3 genann-
ten Voraussetzungen aufgeschoben, eingeschränkt 
oder ganz unterlassen werden.

§ 77

Datenschutz-Folgenabschätzung

(1) Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei 
Verwendung neuer Technologien, aufgrund der Art, 
des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Ver-
arbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko für die 
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen zur Folge, 
führt die Justizvollzugsanstalt vorab eine Abschätzung 
der Folgen der vorgesehenen Verarbeitungsvorgänge 
für den Schutz personenbezogener Daten durch.

(2) Für die Untersuchung mehrerer ähnlicher Verar-
beitungsvorgänge mit ähnlich hohem Gefahrenpoten-
tial kann eine gemeinsame Datenschutz-Folgenab-
schätzung vorgenommen werden.

(3) Der Verantwortliche hat die Datenschutzbe-
auftragte oder den Datenschutzbeauftragten an der 
Durchführung der Folgenabschätzung zu beteiligen.

(4) Die Folgenabschätzung gemäß Absatz 1 hat den 
Rechten der von der Verarbeitung betroffenen Per-
sonen und sonstiger Betroffener Rechnung zu tragen 
und zumindest Folgendes zu enthalten:

1. eine allgemeine Beschreibung der geplanten Verar-
beitungsvorgänge und der Zwecke der Verarbei-
tung,

2. eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnis-
mäßigkeit der Verarbeitungsvorgänge in Bezug auf 
deren Zweck,

3. eine Bewertung in Bezug auf die Rechte und Frei-
heiten der betroffenen Personen bestehenden Risi-
ken und

4. die geplanten Maßnahmen, mit denen bestehenden 
Risiken abgeholfen werden soll, einschließlich der 
Garantien, der Sicherheitsvorkehrungen und der 
Verfahren, durch die der Schutz personenbezogener 
Daten sichergestellt und die Einhaltung der gesetz-
lichen Vorgaben nachgewiesen werden sollen.

(5) Soweit erforderlich, hat der Verantwortliche eine 
Überprüfung durchzuführen, ob die Verarbeitung den 
Maßgaben folgt, die sich aus der Folgenabschätzung 
ergeben haben.

(6) Soweit von einer Verletzung des Schutzes perso-
nenbezogener Daten personenbezogene Daten betrof-
fen sind, die von einem oder an einen Verantwort-
lichen in einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union übermittelt wurden, sind die in Absatz 3 
genannten Informationen dem dortigen Verantwort-
lichen unverzüglich zu übermitteln.

(7) Die Justizvollzugsanstalt hat es zu ermöglichen, 
dass ihr vertrauliche Meldungen über in ihrem Verant-
wortungsbereich erfolgende Verstöße gegen Daten-
schutzvorschriften zugeleitet werden können.

(8) Weitere Pflichten der Justizvollzugsanstalt zu 

Benachrichtigungen über Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten bleiben unberührt.

§ 76

Benachrichtigung betroffener Personen

(1) Geht mit der Verletzung des Schutzes personenbe-
zogener Daten nach § 75 Absatz 1 voraussichtlich ein 
hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher 
Personen einher, benachrichtigt die Justizvollzugsan-
stalt die betroffenen Personen unverzüglich. Die Be-
nachrichtigung beschreibt in klarer und einfacher Spra-
che die Art der Verletzung und enthält zumindest die 
Angaben nach § 75 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bis 4.

(2) Von einer Benachrichtigung nach Absatz 1 kann 
abgesehen werden, wenn

1. die Justizvollzugsanstalt geeignete Vorkehrungen 
nach § 74 getroffen hat und diese Vorkehrungen auf 
die von der Verletzung des Schutzes personenbezo-
gener Daten betroffenen Daten angewandt wurden, 
insbesondere solche, durch die die personenbezoge-
nen Daten für alle Personen, die keine Zugangsbe-
fugnis zu den personenbezogenen Daten besitzen, 
unzugänglich gemacht wurden, beispielsweise 
durch Verschlüsselung,

2. die Justizvollzugsanstalt nach Eintritt der Verlet-
zung durch geeignete Maßnahmen sichergestellt 
hat, dass das hohe Risiko für die Rechte und Frei-
heiten der betroffenen Personen gemäß Absatz 1 al-
ler Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr besteht oder

3. die Benachrichtigung mit einem unverhältnismäßi-
gen Aufwand verbunden wäre.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 hat anstelle der 
persönlichen Benachrichtigung eine öffentliche Be-
kanntmachung oder eine ähnliche Maßnahme zu erfol-
gen, durch die die betroffenen Personen in vergleich-
bar wirksamer Weise informiert werden.

(3) Unterlässt die Justizvollzugsanstalt die Benach-
richtigung nach Absatz 1, kann die oder der Landesbe-
auftragte für den Datenschutz das Vorliegen der Vor-
aussetzungen nach Absatz 2 prüfen und dies feststel-
len. Ergibt die Prüfung nach Satz 1, dass die Vo-
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(3) Die in Absatz 1 und 2 genannten Verzeichnisse 
sind in schriftlicher oder in elektronischer Form zu 
führen.

(4) Justizvollzugsanstalt und Auftragsverarbeiter stel-
len auf Anforderung ihre Verzeichnisse der oder dem 
Landesbeauftragten für den Datenschutz zur Verfü-
gung.

§ 79

Datenschutz durch Technikgestaltung und 
datenschutzfreundliche Voreinstellung

(1) Die Justizvollzugsanstalt trifft sowohl zum Zeit-
punkt der Festlegung der Mittel für die Verarbeitung als 
auch zum Zeitpunkt der Verarbeitung selbst angemes-
sene Vorkehrungen, die geeignet sind, die Datenschutz-
grundsätze wie etwa die Datensparsamkeit wirk sam 
umzusetzen und die sicherstellen, dass die gesetzlichen 
Anforderungen eingehalten und die Rechte der betrof-
fenen Personen geschützt werden. Sie hat hierbei den 
Stand der Technik, die Implementierungskosten und 
die Art, den Umfang, die Umstände und die Zwecke 
der Verarbeitung sowie die unterschiedliche Eintritts-
wahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbei-
tung verbundenen Gefahren für die Rechtsgüter der 
betroffenen Personen zu berücksichtigen. Insbesondere 
ist bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und 
der Auswahl und Gestaltung von Datenverarbeitungs-
systemen § 32 Absatz 2 zu beachten. 

(2) Die Justizvollzugsanstalt trifft geeignete techni-
sche und organisatorische Maßnahmen, die sicherstel-
len, dass durch Voreinstellungen grundsätzlich nur 
solche personenbezogenen Daten verarbeitet werden, 
deren Verarbeitung für den jeweiligen bestimmten 
Verarbeitungszweck erforderlich ist. Dies betrifft die 
Menge der erhobenen Daten, den Umfang ihrer Verar-
beitung, ihre Speicherfrist und ihre Zugänglichkeit. 
Die Maßnahmen müssen insbesondere gewährleisten, 
dass die Daten durch Voreinstellungen nicht automati-
siert einer unbestimmten Anzahl von Personen zu-
gänglich gemacht werden können.

§ 80

Verfahren bei Übermittlungen

(1) Die Justizvollzugsanstalt ergreift angemessene 
Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass personenbe-
zogene Daten, die unrichtig, unvollständig oder nicht 
mehr ak tuell sind, nicht übermittelt oder sonst zur Ver-
fügung gestellt werden. Zu diesem Zweck überprüft 
sie, soweit dies mit angemessenem Aufwand möglich 
ist, die Qualität der Daten vor ihrer Übermittlung oder 
Bereitstellung. Bei jeder Übermittlung personenbezo-
gener Daten fügt sie zudem, soweit dies möglich und 
angemessen ist, Informationen bei, die es dem Emp-
fänger gestatten, die Richtigkeit, die Vollständigkeit 

§ 78

Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten

(1) Die Justizvollzugsanstalt hat ein Verzeichnis aller 
Kategorien von Verarbeitungstätigkeiten zu führen, 
die in ihre Zuständigkeit fallen. Dieses Verzeichnis hat 
die folgenden Angaben zu enthalten:

1. den Namen und die Kontaktdaten der Justizvoll-
zugsanstalt und gegebenenfalls des oder der ge-
meinsam mit ihr Verantwortlichen sowie den Na-
men und die Kontaktdaten der oder des behörd-
lichen Datenschutzbeauftragten,

2. die Zwecke der Verarbeitung personenbezogener 
Daten,

3. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen 
die personenbezogenen Daten offengelegt worden 
sind oder noch offengelegt werden, einschließlich 
der in Drittländern oder internationalen Organisati-
onen,

4. eine Beschreibung der Kategorien betroffener 
Personen und der Kategorien personenbezogener 
 Daten,

5. gegebenenfalls die Verwendung von Profiling,

6. gegebenenfalls die Kategorien von Übermittlungen 
personenbezogener Daten an Stellen in einem Dritt-
staat oder an eine internationale Organisation,

7. Angaben über die Rechtsgrundlage der Verarbei-
tung, einschließlich der Übermittlung, für die die 
personenbezogenen Daten bestimmt sind,

8. die vorgesehenen Fristen für die Löschung der ver-
schiedenen Kategorien personenbezogener Daten 
und

9. eine allgemeine Beschreibung der technischen und 
organisatorischen Maßnahmen gemäß § 74.

(2) Jeder Auftragsverarbeiter führt ein Verzeichnis zu 
allen Kategorien von Verarbeitungen, die er im Auf-
trag einer Justizvollzugsanstalt durchführt, das Fol-
gendes enthält:

1. den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsver-
arbeiters, der Justizvollzugsanstalt und gegebenen-
falls jedes weiteren Verantwortlichen, in dessen 
Auftrag der Auftragsverarbeiter tätig ist, sowie ei-
ner oder eines etwaigen Datenschutzbeauftragten,

2. die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag 
jedes Verantwortlichen durchgeführt werden,

3. gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezo-
genen Daten an ein Drittland oder an eine internati-
onale Organisation, wenn vom Verantwortlichen 
entsprechend angewiesen, einschließlich der Identi-
fizierung des Drittlandes oder der internationalen 
Organisation und

4. eine allgemeine Beschreibung der technischen und 
organisatorischen Maßnahmen gemäß § 74.
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ihrer Erhebung zu löschen oder nach Satz 1 zu 
anonymisieren.

(5) Video-Aufzeichnungen und mittels RFID-Technik 
erhobene personenbezogene Daten sind vier Wochen 
nach ihrer Erhebung zu löschen, sofern und solange 
nicht ihre fortdauernde Speicherung oder Aufbewah-
rung im Einzelfall zur Aufklärung oder Verfolgung der 
dokumentierten Vorkommnisse erforderlich ist. Sie 
sind unverzüglich zu löschen, wenn überwiegende 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person einer 
weiteren Speicherung entgegenstehen.

(6) Personenbezogene Daten in Akten dürfen nach  
Ablauf von fünf Jahren seit der Entlassung der Ge-
fangenen nur übermittelt oder genutzt werden, soweit 
dies

1. zur Verfolgung von Straftaten,

2. für die Durchführung von Evaluations- oder For-
schungsvorhaben,

3. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot,

4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit dem 
Vollzug einer Freiheitsentziehung oder

5. zur Abwehr einer Gefahr für die Sicherheit einer 
Justizvollzugsanstalt

erforderlich ist. Diese Verwendungsbeschränkungen 
enden, wenn die oder der Gefangene erneut in den 
Vollzug aufgenommen wird oder die betroffene Per-
son eingewilligt hat.

(7) Bei der Aufbewahrung von Akten mit nach Absatz 6 
in der Verarbeitung eingeschränkten Daten dürfen fol-
gende Fristen nicht überschritten werden:

1. bei Gefangenenpersonalakten, Gesundheitsakten 
und Krankenblättern 20 Jahre,

2. bei Gefangenenbüchern 30 Jahre.

Dies gilt nicht, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen ist, dass die Aufbewahrung für die in Ab-
satz 6 Satz 1 genannten Zwecke weiterhin erforderlich 
ist. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf das 
Jahr der aktenmäßigen Weglegung folgenden Kalen-
derjahr.

(8) Vor einer Löschung von Daten oder einer Ver nich-
tung von Akten sind diese nach § 3 des Landes archiv-
gesetzes dem Landesarchiv zur Übernahme anzubieten.

(9) Die Einhaltung der vorgenannten Maßnahmen ist 
durch geeignete verfahrensrechtliche Vorkehrungen 
sicherzustellen.

§ 82

Protokollierung

(1) Werden automatisierte Verarbeitungssysteme ver-
wendet, haben Justizvollzugsanstalt und Auftragsver-
arbeiter zumindest die folgenden Vorgänge zu proto-
kollieren:

und die Zuverlässigkeit der Daten sowie deren Aktua-
lität zu beurteilen.

(2) Gelten für die Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten besondere Bedingungen, weist bei Daten-
übermittlungen die übermittelnde Stelle den Empfän-
ger auf diese Bedingungen und die Pflicht zu ihrer 
Beachtung hin. Die Hinweispflicht kann dadurch er-
füllt werden, dass die Daten entsprechend markiert 
werden.

(3) Die übermittelnde Stelle darf auf Empfänger in an-
deren Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
auf Einrichtungen und sonstige Stellen, die nach Kapi-
tel 4 und 5 des Titels V des Dritten Teils des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union errich-
tet wurden, keine Bedingungen nach Absatz 2 anwen-
den, die nicht auch für entsprechende innerstaatliche 
Datenübermittlungen gelten.

§ 81

Berichtigung, Löschung und Einschränkung 
der Verarbeitung

(1) Die Justizvollzugsanstalt berichtigt personenbezo-
gene Daten, wenn sie unrichtig sind. Eine Berichti-
gung teilt sie einer Stelle, die die Daten zuvor an sie 
übermittelt hat, mit.

(2) Die Justizvollzugsanstalt löscht personenbezogene 
Daten unverzüglich, wenn ihre Verarbeitung unzuläs-
sig ist, sie zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflich-
tung gelöscht werden müssen oder ihre Kenntnis für 
ihre Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist.

(3) § 67 Absatz 3 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. 
Sind unrichtige personenbezogene Daten oder perso-
nenbezogene Daten unrechtmäßig übermittelt worden, 
ist dies dem Empfänger mitzuteilen. 

(4) Die in Dateien gespeicherten personenbezogenen 
Daten von Gefangenen und ihnen zuordenbaren Drit-
ten sind fünf Jahre nach der Entlassung oder Verle-
gung der Gefangenen in eine andere Justizvollzugsan-
stalt zu löschen oder so zu anonymisieren, dass die 
Daten nicht mehr einer bestimmten oder bestimmba-
ren Person zugeordnet werden können. Hiervon aus-
genommen sind in Dateien gespeicherte personenbe-
zogene Gesundheitsdaten; für sie gilt die Aufbewah-
rungsfrist für Gesundheitsakten und Krankenblätter. 
Auch können bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist 
für die Gefangenenpersonalakte Angaben über Fa-
milienname, Vorname, Geburtsname, Geburtstag, 
Geburtsort, Eintritts- und Austrittsdatum, die nach 
Ver legung zuständige Justizvollzugsanstalt sowie 
aktenbezogene Vermerke ausgenommen werden, die 
für das Auffinden und die weitere Verwendung der 
Gefan genenpersonalakte erforderlich sind. In Dateien 
gespeicherte personenbezogene Daten von Drit- 
ten ohne Bezug zu Gefangenen sind drei Jahre nach 
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und Verwaltungsvorschriften, welche die Verarbeitung 
personenbezogener Daten betreffen.

(3) Die verantwortliche Stelle hat vor der Inbetrieb-
nahme von neu anzulegenden Dateisystemen die Lan-
desbeauftragte oder den Landesbeauftragten für den 
Datenschutz anzuhören, wenn

1. aus einer Datenschutz-Folgenabschätzung nach 
§ 77 hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes 
Risiko für die Rechtsgüter der betroffenen Personen 
zur Folge hätte, wenn der Verantwortliche keine 
Abhilfemaßnahmen treffen würde, oder

2. die Form der Verarbeitung, insbesondere bei der 
Verwendung neuer Technologien, Mechanismen 
oder Verfahren, eine erhebliche Gefahr für die 
Rechtsgüter der betroffenen Personen zur Folge hat.

Die oder der Landesbeauftragte kann eine Liste der 
Verarbeitungsvorgänge erstellen, die der Pflicht zur 
Anhörung nach Satz 1 unterliegen.

(4) Der oder dem Landesbeauftragten sind im Fall des 
Absatzes 3 vorzulegen:

1. die nach § 77 durchgeführte Datenschutz-Folgen-
abschätzung;

2. gegebenenfalls Angaben zu den jeweiligen Zustän-
digkeiten der verantwortlichen Stelle, der gemein-
sam Verantwortlichen und der an der Verarbeitung 
beteiligten Auftragsverarbeiter;

3. Angaben zu den Zwecken und Mitteln der beab-
sichtigten Verarbeitung; 

4. Angaben zu den zum Schutz der Rechtsgüter der 
betroffenen Personen vorgesehenen Maßnahmen 
und Garantien und

5. Name und Kontaktdaten der oder des Datenschutz-
beauftragten.

Auf Anforderung sind ihr oder ihm zudem alle sons-
tigen Informationen zu übermitteln, die sie oder er be-
nötigt, um die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung sowie 
insbesondere die in Bezug auf den Schutz der perso-
nenbezogenen Daten der betroffenen Personen beste-
henden Gefahren und die diesbezüglichen Ga ran tien 
bewerten zu können.

(5) Falls die oder der Landesbeauftragte für den Da-
tenschutz der Auffassung ist, dass die geplante Verar-
beitung gegen datenschutzrechtliche Vorgaben versto-
ßen würde, insbesondere, weil die verantwortliche 
Stelle das Risiko nicht ausreichend ermittelt oder 
keine ausreichenden Abhilfemaßnahmen getroffen 
hat, kann sie oder er der verantwortlichen Stelle und 
gegebenenfalls dem Auftragsverarbeiter innerhalb ei-
nes Zeitraums von sechs Wochen nach Einleitung der 
Anhörung schriftliche Empfehlungen unterbreiten, 
welche Maßnahmen noch ergriffen werden sollten. 
Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz 
kann diese Frist um einen Monat verlängern, wenn die 
geplante Verarbeitung besonders komplex ist. Sie oder 
er hat in diesem Fall innerhalb eines Monats nach Ein-

1. Erhebung,

2. Veränderung,

3. Abfrage,

4. Offenlegung einschließlich Übermittlung,

5. Kombination und

6. Löschung

von personenbezogenen Daten. Die Protokolle über 
Abfragen und Offenlegungen müssen es ermöglichen, 
die Begründung, das Datum und die Uhrzeit dieser 
Vorgänge und so weit wie möglich die Identität der 
Person, die die personenbezogenen Daten abgefragt 
oder offengelegt hat, und die Identität des Empfängers 
der Daten festzustellen. Es genügt dabei, wenn sich 
die Begründung aus der Identifizierung der abfragen-
den oder offenlegenden Person ableiten lässt.

(2) Die Protokolle werden ausschließlich zur Überprü-
fung der Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung, der 
Eigenüberwachung, der Sicherstellung der Integrität 
und Sicherheit der personenbezogenen Daten sowie 
für Straf- und Disziplinarverfahren verwendet. Sie 
sind am Ende des zweiten auf deren Generierung fol-
genden Jahres zu löschen.

(3) Die Protokolle sind auf Verlangen der oder dem 
Landesbeauftragten für den Datenschutz zur Verfü-
gung zu stellen.

Unterabschnitt 6

Datenverarbeitung zu Zwecken 
der Richtlinie (EU) 2016/680 

Datenschutzaufsicht, Haftung und Sanktion

§ 83

Aufsicht der oder des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz

Die Vorschriften der §§ 8 und 9 Absatz 1 bis 3 und 5 
des Landesdatenschutzgesetzes für Justiz- und Buß-
geldbehörden in der jeweils geltenden Fassung gelten 
entsprechend für die datenschutzrechtliche Aufsicht 
über die Justizvollzugsanstalten durch die Landesbe-
auftragte oder den Landesbeauftragten für den Daten-
schutz.

§ 84

Zusammenarbeit mit der oder dem 
Landesbeauftragten für den Datenschutz

(1) Die verantwortlichen Stellen sind verpflichtet, die 
Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für 
den Datenschutz sowie ihre oder seine Beauftragten 
bei der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben zu unter-
stützen. 

(2) Das Justizministerium beteiligt die Landesbeauf-
tragte oder den Landesbeauftragten für den Daten-
schutz rechtzeitig bei der Ausarbeitung von Rechts- 
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ren Zwecken als denen nach Artikel 1 Absatz 1 der 
Richtlinie (EU) 680/2016.

§ 88

Anwendbare Vorschriften

Für Datenverarbeitungen der Justizvollzugsanstalten 
zu anderen Zwecken als denen nach Artikel 1 Absatz 1 
der Richtlinie (EU) 680/2016 gelten die Verordnung 
(EU) 679/2016 und das Landesdatenschutzgesetz 
(LDSG), soweit sich aus den Vorschriften dieses Un-
terabschnitts nichts anderes ergibt.

§ 89

Datenverarbeitung zu vollzugsfremden Zwecken

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten mit 
Ausnahme der erkennungsdienstlichen Unterlagen 
durch die Justizvollzugsanstalt an die zuständigen öf-
fentlichen Stellen ist zulässig, soweit dies für

1. gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege,

2. sozialrechtliche Maßnahmen,

3. dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zu-
sammenhang mit der Aufnahme und Entlassung 
von Soldaten oder

4. die Durchführung der Besteuerung sowie die Gel-
tendmachung von sonstigen Forderungen von juris-
tischen Personen des öffentlichen Rechts

erforderlich ist. 

(2) Die Übermittlung, Nutzung, Veränderung und 
Speicherung personenbezogener Daten durch die Jus-
tizvollzugsanstalt ist auch zulässig, soweit dies für 
ausländerrechtliche Maßnahmen erforderlich ist.

(3) An die zuständige Meldebehörde darf die Justiz-
vollzugsanstalt die Aufnahme sowie die Entlassung 
von Gefangenen sowie die zur Aufgabenerfüllung der 
Meldebehörde erforderlichen Daten mitteilen. Die er-
forderlichen Personalpapiere dürfen übersandt werden.

(4) Eine Übermittlung zu den in Absatz 1 und 3 ge-
nannten Zwecken ist auch zulässig, soweit sie der 

Sicherung von eigenen Mitteilungs- und Meldepflich-
ten der Gefangenen dient. In diesen Fällen können Ge-
fangene die von Amts wegen erfolgende Daten-
übermittlung durch den Nachweis abwenden, dass sie 
ihrer Verpflichtung innerhalb von vier Wochen nach 
Eintritt des mitteilungs- oder meldepflichtigen Ereig-
nisses nachgekommen sind oder eine Verpflichtung 
aus anderen Gründen nicht oder nicht mehr besteht. 
Hierüber sind die Gefangenen bei der Aufnahme in 
eine Justizvollzugsanstalt zu belehren.

(5) Die nach Absatz 1, 3 und 4 zulässigen Übermitt-
lungen unterbleiben, wenn unter Berücksichtigung der 
Art der Information und der Rechtsstellung von Unter-

leitung der Anhörung der verantwortlichen Stelle und 
gegebenenfalls den Auftragsverarbeiter über die Frist-
verlängerung zu informieren.

(6) Hat die beabsichtigte Verarbeitung erhebliche Be-
deutung für die Aufgabenerfüllung der verantwort-
lichen Stelle und ist sie daher besonders dringlich, 
kann sie mit der Verarbeitung nach Beginn der Anhö-
rung, aber vor Ablauf der in Absatz 5 Satz 1 genannten 
Frist beginnen. In diesem Fall sind die Empfehlungen 
der oder des Landesbeauftragten für den Datenschutz 
im Nachhinein zu berücksichtigen und sind die Art 
und Weise der Verarbeitung daraufhin gegebenenfalls 
anzupassen.

§ 85

Schadensersatz und Entschädigung

Für den Anspruch auf Schadensersatz und Entschä-
digung gilt § 83 des Bundesdatenschutzgesetzes ent-
sprechend. 

§ 86

Strafvorschrift

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. unbefugt von Vorschriften der Justizvollzugsgesetz-
bücher geschützte personenbezogene Daten, die 
nicht allgemein zugänglich sind,

a) speichert, nutzt, verändert, übermittelt oder 
löscht,

b) zum Abruf mittels automatisierten Verfahrens 
bereithält oder

c) abruft oder sich oder einem anderen aus Dateien 
verschafft oder

2. die Übermittlung von personenbezogenen Daten, 
die durch die Vorschriften der Justizvollzugsgesetz-
bücher geschützt werden und nicht offenkundig 
sind, durch unrichtige Angaben erschleicht

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, 
sich oder einen anderen zu bereichern oder einen an-
deren zu schädigen. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsbe-
rechtigt sind die betroffene Person, die verantwort-
liche Stelle, der Auftragsverarbeiter, die oder der Lan-
desbeauftragte für den Datenschutz und das Justizmi-
nisterium. 

Unterabschnitt 7 

Datenverarbeitung zu anderen Zwecken

§ 87

Anwendungsbereich

Die Vorschriften dieses Unterabschnitts regeln die Da-
tenverarbeitung der Justizvollzugsanstalten zu ande-
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schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der 
Übermittlung haben. Durch die Übermittlung darf 
nicht der Eindruck entstehen, dass an der oder dem 
Untersuchungsgefangenen eine Strafe vollzogen wird.

§ 91

Strafvorschrift und Ordnungswidrigkeiten

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. unbefugt von den Unterabschnitten 1 und 7 dieses 
7. Abschnitts oder der Verordnung (EU) 2016/679 
geschützte personenbezogene Daten, die nicht of-
fenkundig sind,

a) speichert, nutzt, verändert, übermittelt oder 
löscht,

b) zum Abruf mittels automatisierten Verfahrens 
bereithält oder

c) abruft oder sich oder einem anderen aus Dateien 
verschafft oder

2. die Übermittlung von personenbezogenen Daten, 
die durch die Unterabschnitte 1 und 7 dieses 7. Ab-
schnitts oder die Verordnung (EU) 2016/679 ge-
schützt werden und nicht offenkundig sind, durch 
unrichtige Angaben erschleicht

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, 
sich oder einen anderen zu bereichern oder einen an-
deren zu schädigen. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsbe-
rechtigt sind die betroffene Person, die verantwort-
liche Stelle, der Auftragsverarbeiter, die oder der Lan-
desbeauftragte für den Datenschutz und die Aufsichts-
behörden. 

(3) Die Regelung des § 28 LDSG in seiner jeweils gel-
tenden Fassung gilt für Ordnungswidrigkeiten ent-
sprechend.

Unterabschnitt 8

Übergangsvorschrift

§ 92

Übergangsvorschrift für die Anpassung 
automatisierter Verarbeitungssysteme

(1) Automatisierte Verarbeitungssysteme, die vor dem 
6. Mai 2016 eingerichtet worden sind und deren An-
passung an die Anforderungen dieses Gesetzes mit ei-
nem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist, 
werden bis zum 6. Mai 2023 mit den Vorgaben dieses 
Gesetzes in Einklang gebracht. 

(2) Die Frist des Absatzes 1 kann bei Eintreten oder 
Vorliegen außergewöhnlicher Umstände verlängert 
werden, wenn hierdurch sonst schwerwiegende 

suchungsgefangenen die Betroffenen ein überwiegen-
des schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der 
Übermittlung haben. Durch die Übermittlung darf 
nicht der Eindruck entstehen, dass an der oder dem 
Untersuchungsgefangenen eine Strafe vollzogen wird.

§ 90

Datenverarbeitung zum Zweck 
des Gläubigerschutzes

(1) Öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen darf die 
Justizvollzugsanstalt auf schriftlichen Antrag mittei-
len, ob sich eine Person in Haft befindet sowie ob und 
wann ihre Entlassung voraussichtlich innerhalb eines 
Jahres bevorsteht, soweit

1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständig-
keit der öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben er-
forderlich ist oder

2. von nichtöffentlichen Stellen ein berechtigtes Inte-
resse an dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt wird 
und die oder der Gefangene kein überwiegendes 
schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der 
Übermittlung hat.

Bei Untersuchungsgefangenen besteht die Mitteilung 
in der Angabe, ob sich eine Person in der Justizvoll-
zugsanstalt in Untersuchungshaft befindet.

(2) Öffentlichen Stellen können darüber hinaus in der 
Vergangenheit liegende Inhaftierungen und die Entlas-
sungsadresse von Gefangenen mitgeteilt werden, so-
weit die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständig-
keit der öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben erfor-
derlich ist.

(3) Der oder dem Verletzten sowie sonst aus einer 
Straftat Anspruchsberechtigten können über Absatz 1 
hinaus auf schriftlichen Antrag Auskünfte über die 
Entlassungsadresse und die Vermögensverhältnisse 
von rechtskräftig verurteilten Gefangenen erteilt wer-
den, wenn die Erteilung zur Feststellung oder Durch-
setzung von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit 
der Straftat erforderlich ist.

(4) In Haft befindliche Gefangene werden vor der Mit-
teilung gehört, sofern nicht zu besorgen ist, dass da-
durch die Verfolgung des Interesses der Antragstelle-
rin oder des Antragstellers vereitelt oder wesentlich 
erschwert werden würde, und eine Abwägung ergibt, 
dass dieses Interesse das Interesse der oder des Gefan-
genen an einer vorherigen Anhörung überwiegt. Ist 

eine Anhörung unterblieben, wird die oder der Gefan-
gene über die Mitteilung der Justizvollzugsanstalt 
nach träglich unterrichtet.

(5) Die nach Absatz 1 bis 3 zulässigen Übermittlungen 
unterbleiben, wenn unter Berücksichtigung der Art der 
Information und der Rechtsstellung von Untersu-
chungsgefangenen die Betroffenen ein überwiegendes 
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suchungsgefangenen darüber zu belehren, dass sie die 
Zulässigkeit der durchgeführten Fixierung gerichtlich 
überprüfen lassen können. Für die verfahrensrecht-
liche Ausgestaltung der Fixierung insbesondere der 
richterlichen Entscheidung gilt § 61 Absatz 3 ent-
sprechend.« 

3. In § 52 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »unterge-
bracht oder gefesselt« durch die Wörter »unterge-
bracht, gefesselt oder fixiert« ersetzt. 

4. § 61 wird wie folgt gefasst:

»§ 61

Zwangsmaßnahmen in der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung, Behandlung und Er-
nährung sowie eine in diesem Zusammenhang erfor-
derliche Fixierung sind gegen den natürlichen Willen 
der Untersuchungsgefangenen nur zulässig, soweit sie 
dazu dienen, eine Lebensgefahr oder eine gegenwär-
tige erhebliche Gefahr für die Gesundheit

1. der oder des Untersuchungsgefangenen oder 

2. dritter Personen

abzuwenden. Maßnahmen nach Satz 1 dürfen nur an-
geordnet werden, wenn

1. eine Ärztin oder ein Arzt die Untersuchungsgefan-
genen zuvor, soweit möglich, angemessen aufge-
klärt und sie auch über die Gründe, Art, Umfang 
und Dauer der Maßnahme informiert hat,

2. eine Ärztin oder ein Arzt erfolglos versucht hat, die 
auf Vertrauen begründete Zustimmung der Untersu-
chungsgefangenen zu erreichen,

3. die Maßnahme Erfolg verspricht und als letztes 
Mittel eingesetzt wird, wenn mildere Mittel, ins-
besondere eine weniger eingreifende Behandlung, 
aussichtslos sind und

4. die mit der Maßnahme für den Untersuchungsge-
fangenen verbundenen Belastungen nicht zu dem 
erwartbaren Nutzen außer Verhältnis steht und der 
erwartbare Nutzen mögliche Schäden der Nichtbe-
handlung deutlich feststellbar überwiegt.

Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 sind darüber hin-
aus nur zulässig, wenn die oder der Untersuchungsge-
fangene zur Einsicht in die Notwendigkeit der Maß-
nahme oder zum Handeln nach dieser Einsicht krank-
heitsbedingt nicht in der Lage ist.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 dürfen nur auf 
ärztliche Anordnung und unter ärztlicher Überwa-
chung durchgeführt werden. Bei Fixierungen ist 
insbeson dere eine ständige und unmittelbare Überwa-
chung sicherzustellen. Die Maßnahmen sind zu doku-
mentieren, einschließlich ihres Zwangscharakters, ih-
rer Durchsetzungsweise, ihrer maßgeblichen Gründe, 
der Dauer und Art der Überwachung sowie der Wir-
kungsüberwachung. Die Maßnahmen sind unverzüg-

Schwierigkeiten für den Betrieb dieses automatisier-
ten Verarbeitungssystems entstehen würden. Die ver-
längerte Frist muss vor dem 6. Mai 2026 enden. Die 
Verlängerung der Frist nach Satz 2 sowie die Gründe 
hierfür sind der Europäischen Kommission mitzutei-
len.

(3) Bis zu diesem Zeitpunkt gelten § 46 Absatz 3 Satz 4 
des Ersten Buchs (5. Juni 2019) in Verbindung mit § 9 
Absatz 3 Nummer 7 des Landesdatenschutzgesetzes in 
der am 20. Juni 2018 geltenden Fassung weiter.«

3. Der bisherige »§ 56« wird »§ 93«. 

4. Der bisherige »§ 57« wird »§ 94«.

5. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 3

Änderung des Buchs 2 des Justizvollzugsgesetzbuchs

Das Buch 2 des Justizvollzugsgesetzbuchs vom 10. No-
vember 2009 (GBl. S. 545, 563), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 20. November 2012 (GBl. S. 581, 
602) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 47 Absatz 2 Nummer 6 werden nach den Wörtern 
»die Fesselung« die Wörter »und die Fixierung« ein-
gefügt. 

2. § 49 wird wie folgt gefasst:

»§ 49

Fesselung und Fixierung

(1) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen 
oder an den Füssen angelegt werden. Im Interesse der 
oder des Untersuchungsgefangenen kann eine andere 
Art der Fesselung angeordnet werden. Die Fesselung 
wird zeitweise gelockert oder aufgehoben, soweit dies 
notwendig ist. 

(2) Eine Fesselung, durch die die Bewegungsfreiheit 
der oder des Untersuchungsgefangenen weitgehend 
oder vollständig aufgehoben wird (Fixierung), ist nur 
zur Abwendung einer gegenwärtigen erheblichen Ge-
fahr einer Selbstverletzung oder Selbsttötung der oder 
des Untersuchungsgefangenen zulässig. Eine Fixie-
rung darf nur angeordnet werden, wenn und solange 
durch mildere Mittel eine erhebliche Selbstverletzung 
oder Selbsttötung der oder des Untersuchungsgefan-
genen nicht abgewendet werden kann. Bei Fixierun-
gen ist insbesondere eine ständige und unmittelbare 
Überwachung sicherzustellen. Anordnung, Gründe, 
Dauer und Art der Überwachung sowie Beendigung 
der Fixierung sind zu dokumentieren. Nach Beendi-
gung der Fixierung ist, sobald es der Zustand der oder 
des Untersuchungsgefangenen zulässt, eine zu doku-
mentierende Nachbesprechung durchzuführen, in der 
insbesondere die Gründe für die Fixierung zu nennen 
sind. Nach Beendigung der Fixierung sind die Unter-
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Überwachung des Aufenthaltsorts erforderlichen tech-
nischen Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand bei 
sich zu führen und deren Funktionsfähigkeit nicht zu 
beeinträchtigen, wenn dies erforderlich ist, um die Ge-
fangenen davon abzuhalten, sich dem Vollzug der 
Freiheitsstrafe zu entziehen.«

2. In § 67 Absatz 2 Nummer 6 werden nach den Wörtern 
»die Fesselung« die Wörter »und die Fixierung« ein-
gefügt. 

3. § 69 wird wie folgt gefasst:

»§ 69

Fesselung und Fixierung

 (1) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen 
oder an den Füssen angelegt werden. Im Interesse der 
oder des Gefangenen kann eine andere Art der Fesse-
lung angeordnet werden. Die Fesselung wird zeit weise 
ge lockert oder aufgehoben, soweit dies notwendig ist. 

 (2) Eine Fesselung, durch die die Bewegungsfreiheit 
der oder des Gefangenen weitgehend oder vollständig 
aufgehoben wird (Fixierung), ist nur zur Abwendung 
einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr einer Selbst-
verletzung oder Selbsttötung der oder des Gefangenen 
zulässig. Eine Fixierung darf nur angeordnet werden, 
wenn und solange durch mildere Mittel eine erheb-
liche Selbstverletzung oder Selbsttötung der oder des 
Gefangenen nicht abgewendet werden kann. Bei 
 Fixierungen ist insbesondere eine ständige und un-
mittelbare Überwachung sicherzustellen. Anordnung, 
Gründe, Dauer und Art der Überwachung sowie Been-
digung der Fixierung sind zu dokumentieren. Nach 
Beendigung der Fixierung ist, sobald es der Zustand 
der oder des Gefangenen zulässt, eine zu dokumentie-
rende Nachbesprechung durchzuführen, in der insbe-
sondere die Gründe für die Fixierung zu nennen sind. 
Nach Beendigung der Fixierung sind die Gefangenen 
darüber zu belehren, dass sie die Zulässigkeit der 
durchgeführten Fixierung gerichtlich überprüfen las-
sen können. Für die verfahrensrechtliche Ausgestal-
tung der Fixierung insbesondere der richterlichen Ent-
scheidung gilt § 80 Absatz 3 entsprechend.« 

4. In § 71 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »unterge-
bracht oder gefesselt« durch die Wörter »unterge-
bracht, gefesselt oder fixiert« ersetzt. 

5. § 80 wird wie folgt gefasst:

»§ 80

Zwangsmaßnahmen in der Gesundheitsfürsorge

 (1) Medizinische Untersuchung, Behandlung und Er-
nährung sowie eine in diesem Zusammenhang erfor-
derliche Fixierung sind gegen den natürlichen Willen 
der Gefangenen nur zulässig, soweit sie dazu dienen, 
eine Lebensgefahr oder eine gegenwärtige erhebliche 
Gefahr für die Gesundheit

lich aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für ihre 
Anordnung weggefallen sind. Eine zu dokumentie-
rende Nachbesprechung durch die behandelnde Ärztin 
oder den behandelnden Arzt, in der insbesondere die 
Gründe für die Maßnahme zu nennen sind, muss erfol-
gen, sobald es der Gesundheitszustand zulässt. Nach 
Beendigung der Maßnahmen nach Absatz 1 sind die 
Untersuchungsgefangenen darüber zu belehren, dass 
sie die Zulässigkeit der durchgeführten Maßnahmen 
gerichtlich überprüfen lassen können.

(3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 ist auf Antrag der 
Justizvollzugsanstalt nur mit vorheriger richterlicher 
Entscheidung des Amtsgerichts zulässig, in dessen 
Bezirk die beteiligte Justizvollzugsanstalt ihren Sitz 
hat. Dies gilt nicht, wenn hierdurch die Behandlung 
verzögert würde und sich hieraus Nachteile für das 
Leben oder die Gesundheit der gefährdeten Person er-
geben würden (Gefahr im Verzug). Die richterliche 
Entscheidung ist unverzüglich nachträglich einzuho-
len. Eine nachträgliche richterliche Entscheidung ist 
nicht erforderlich, wenn bereits zu Beginn der Maß-
nahme abzusehen ist, dass die Entscheidung erst nach 
Wegfall des Grundes der Maßnahme ergehen wird, 
oder die Maßnahme vor Herbeiführung der Entschei-
dung tatsächlich beendet und auch keine Wiederho-
lung zu erwarten ist. Handelt es sich um eine lediglich 
kurzfristige Fixierung, die absehbar die Dauer von ei-
ner halben Stunde unterschreitet, ist eine richterliche 
Entscheidung nicht erforderlich. Für das gerichtliche 
Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entspre-
chend. 

(4) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes und 
der Hygiene ist die zwangsweise körperliche Unter-
suchung der Untersuchungsgefangenen über Absatz 1 
hinaus zulässig, wenn sie nicht mit einem körper lichen 
Eingriff verbunden ist. Duldungspflichten der Unter-
suchungsgefangenen nach Vorschriften anderer Ge-
setze bleiben unberührt.«

5. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 4

Änderung des Buchs 3 des Justizvollzugsgesetzbuchs

Das Buch 3 des Justizvollzugsgesetzbuchs vom 10. No-
vember 2009 (GBl. S. 545, 578), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 20. November 2012 (GBl. S. 581, 
602) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 11 wird nach Absatz 1 folgender Absatz einge-
fügt:

 »(1 a) Bei Ausführungen ohne angeordnete Fesselung 
kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter Gefan-
genen die Weisung erteilen, die für eine elektronische 



220 GBl. vom 5. Juni 2019 Nr. 13

sehen ist, dass die Entscheidung erst nach Wegfall des 
Grundes der Maßnahme ergehen wird, oder die Maß-
nahme vor Herbeiführung der Entscheidung tatsäch-
lich beendet und auch keine Wiederholung zu erwarten 
ist. Handelt es sich um eine lediglich kurzfristige  
Fixierung, die absehbar die Dauer von einer halben 
Stunde unterschreitet, ist eine richterliche Entschei-
dung nicht erforderlich. Für das gerichtliche Verfahren 
gelten die Vorschriften des Gesetzes über das Verfah-
ren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 

 (4) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes und 
der Hygiene ist die zwangsweise körperliche Unter-
suchung der Gefangenen über Absatz 1 hinaus zuläs-
sig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff 
verbunden ist. Duldungspflichten der Gefangenen 
nach Vorschriften anderer Gesetze bleiben unberührt.«

6. In § 113 wird die Angabe »§§ 171 bis 175 StVollzG, 
auch in Verbindung mit § 178 Abs. 1 bis 3 StVollzG« 
durch die Angabe »§§ 171 bis 175 StVollzG, auch in 
Verbindung mit § 178 Absatz 1 bis 3 StVollzG, sowie 
§§ 179 bis 186 StVollzG« ersetzt.

7. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 5

Änderung des Buchs 4 des Justizvollzugsgesetzbuchs

Das Buch 4 des Justizvollzugsgesetzbuchs vom 10. No-
vember 2009 (GBl. S. 545, 597), das zuletzt durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 20. November 2012 (GBl. S. 581, 
604) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 63 Absatz 2 Nummer 6 werden nach den Wörtern 
»die Fesselung« die Wörter »und die Fixierung« ein-
gefügt. 

2. § 65 wird wie folgt gefasst:

»§ 65

Fesselung und Fixierung

 (1) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen 
oder an den Füssen angelegt werden. Im Interesse der 
oder des jungen Gefangenen kann eine andere Art der 
Fesselung angeordnet werden. Die Fesselung wird 
zeitweise gelockert oder aufgehoben, soweit dies not-
wendig ist. 

 (2) Eine Fesselung, durch die die Bewegungsfreiheit 
der oder des jungen Gefangenen weitgehend oder 
vollständig aufgehoben wird (Fixierung), ist nur zur 
Abwendung einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr 
einer Selbstverletzung oder Selbsttötung der oder des 
jungen Gefangenen zulässig. Eine Fixierung darf nur 
angeordnet werden, wenn und solange durch mildere 
Mittel eine erhebliche Selbstverletzung oder Selbsttö-
tung der oder des jungen Gefangenen nicht abgewen-
det werden kann. Bei Fixierungen ist insbesondere 

1. der oder des Gefangenen oder 

2. dritter Personen

 abzuwenden. Maßnahmen nach Satz 1 dürfen nur an-
geordnet werden, wenn

1. eine Ärztin oder ein Arzt die Gefangenen zuvor, so-
weit möglich, angemessen aufgeklärt und sie auch 
über die Gründe, Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme informiert hat,

2. eine Ärztin oder ein Arzt erfolglos versucht hat, die 
auf Vertrauen begründete Zustimmung der Gefan-
genen zu erreichen,

3. die Maßnahme Erfolg verspricht und als letztes 
Mittel eingesetzt wird, wenn mildere Mittel, insbe-
sondere eine weniger eingreifende Behandlung, 
aussichtslos sind und

4. die mit der Maßnahme für den Gefangenen verbun-
denen Belastungen nicht zu dem erwartbaren Nut-
zen außer Verhältnis steht und der erwartbare Nut-
zen mögliche Schäden der Nichtbehandlung deut-
lich feststellbar überwiegt.

 Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 sind darüber hin-
aus nur zulässig, wenn die oder der Gefangene zur 
Einsicht in die Notwendigkeit der Maßnahme oder 
zum Handeln nach dieser Einsicht krankheitsbedingt 
nicht in der Lage ist.

 (2) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 dürfen nur auf 
ärztliche Anordnung und unter ärztlicher Überwa-
chung durchgeführt werden. Bei Fixierungen ist 
insbeson dere eine ständige und unmittelbare Überwa-
chung sicherzustellen. Die Maßnahmen sind zu doku-
mentieren, einschließlich ihres Zwangscharakters, ih-
rer Durchsetzungsweise, ihrer maßgeblichen Gründe, 
der Dauer und Art der Überwachung sowie der Wir-
kungsüberwachung. Die Maßnahmen sind unverzüg-
lich aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für ihre 
Anordnung weggefallen sind. Eine zu dokumentie-
rende Nachbesprechung durch die behandelnde Ärztin 
oder den behandelnden Arzt, in der insbesondere die 
Gründe für die Maßnahme zu nennen sind, muss erfol-
gen, sobald es der Gesundheitszustand zulässt. Nach 
Beendigung der Maßnahmen nach Absatz 1 sind die 
Gefangenen darüber zu belehren, dass sie die Zulässig-
keit der durchgeführten Maßnahmen gerichtlich über-
prüfen lassen können.

 (3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 ist auf Antrag der 
Justizvollzugsanstalt nur mit vorheriger richterlicher 
Entscheidung des Amtsgerichts zulässig, in dessen Be-
zirk die beteiligte Justizvollzugsanstalt ihren Sitz hat. 
Dies gilt nicht, wenn hierdurch die Behandlung verzö-
gert würde und sich hieraus Nachteile für das Leben 
oder die Gesundheit der gefährdeten Person ergeben 
würden (Gefahr im Verzug). Die richterliche Entschei-
dung ist unverzüglich nachträglich einzuholen. Eine 
nachträgliche richterliche Entscheidung ist nicht erfor-
derlich, wenn bereits zu Beginn der Maßnahme abzu-
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wachung durchgeführt werden. Bei Fixierungen ist 
insbeson dere eine ständige und unmittelbare Über-
wachung sicherzustellen. Die Maßnahmen sind zu 
dokumen tieren, einschließlich ihres Zwangscharak-
ters, ihrer Durch setzungsweise, ihrer maßgeblichen 
Gründe, der Dauer und Art der Überwachung sowie 
der Wirkungsüberwachung. Die Maßnahmen sind un-
verzüglich aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für 
ihre Anordnung weggefallen sind. Eine zu dokumen-
tierende Nachbesprechung durch die behandelnde 
Ärztin oder den behandelnden Arzt, in der insbeson-
dere die Gründe für die Maßnahme zu nennen sind, 
muss erfolgen, sobald es der Gesundheitszustand zu-
lässt. Nach Beendigung der Maßnahmen nach Absatz 1 
sind die jungen Gefangenen darüber zu belehren, dass 
sie die Zu lässigkeit der durchgeführten Maßnahmen 
gerichtlich überprüfen lassen können.

 (3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 ist auf Antrag der 
Justizvollzugsanstalt nur mit vorheriger richterlicher 
Entscheidung des Amtsgerichts zulässig, in dessen 
Bezirk die beteiligte Justizvollzugsanstalt ihren Sitz 
hat. Dies gilt nicht, wenn hierdurch die Behandlung 
verzögert würde und sich hieraus Nachteile für das 
Leben oder die Gesundheit der gefährdeten Person er-
geben würden (Gefahr im Verzug); in diesem Fall sind 
Personensorgeberechtigte minderjähriger Gefangener 
unverzüglich zu unterrichten. Die richterliche Ent-
scheidung ist unverzüglich nachträglich einzuholen. 
Eine nachträgliche richterliche Entscheidung ist nicht 
erforderlich, wenn bereits zu Beginn der Maßnahme 
abzusehen ist, dass die Entscheidung erst nach Weg-
fall des Grundes der Maßnahme ergehen wird, oder 
die Maßnahme vor Herbeiführung der Entscheidung 
tatsächlich beendet und auch keine Wiederholung zu 
erwarten ist. Handelt es sich um eine lediglich kurz-
fristige Fixierung, die absehbar die Dauer von einer 
halben Stunde unterschreitet, ist eine richterliche Ent-
scheidung nicht erforderlich. Für das gerichtliche Ver-
fahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 

 (4) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes und 
der Hygiene ist die zwangsweise körperliche Unter-
suchung der jungen Gefangenen über Absatz 1 hinaus 
zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Ein-
griff verbunden ist. Duldungspflichten der jungen Ge-
fangenen nach Vorschriften anderer Gesetze bleiben 
unberührt.«

5. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 6

Änderung des Buchs 5 des Justizvollzugsgesetzbuchs

Das Buch 5 des Justizvollzugsgesetzbuchs vom 20. No-
vember 2012 (GBl. S. 581) wird wie folgt geändert:

eine ständige und unmittelbare Überwachung sicher-
zustellen. Anordnung, Gründe, Dauer und Art der 
Überwachung sowie Beendigung der Fixierung sind 
zu dokumentieren. Nach Beendigung der Fixierung 
ist, sobald es der Zustand der oder des jungen Ge-
fangenen zulässt, eine zu dokumentierende Nachbe-
sprechung durchzuführen, in der insbesondere die 
Gründe für die Fixierung zu nennen sind. Nach Be-
endigung der Fixierung sind die jungen Gefangenen 
darüber zu belehren, dass sie die Zulässigkeit der 
durchgeführten Fixierung gerichtlich überprüfen las-
sen können. Für die verfahrensrechtliche Ausgestal-
tung der Fixierung insbesondere der richterlichen Ent-
scheidung gilt § 76 Absatz 3 entsprechend.« 

3. In § 67 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »unterge-
bracht oder gefesselt« durch die Wörter »unterge-
bracht, gefesselt oder fixiert« ersetzt. 

4. § 76 wird wie folgt gefasst:

»§ 76 

Zwangsmaßnahmen in der Gesundheitsfürsorge

 (1) Medizinische Untersuchung, Behandlung und Er-
nährung sowie eine in diesem Zusammenhang erfor-
derliche Fixierung sind gegen den natürlichen Willen 
der jungen Gefangenen nur zulässig, soweit sie dazu 
dienen, eine Lebensgefahr oder eine gegenwärtige er-
hebliche Gefahr für die Gesundheit

1. der oder des jungen Gefangenen oder 

2. dritter Personen

 abzuwenden. Maßnahmen nach Satz 1 dürfen nur an-
geordnet werden, wenn

1. eine Ärztin oder ein Arzt die jungen Gefangenen 
zuvor, soweit möglich, angemessen aufgeklärt und 
sie auch über die Gründe, Art, Umfang und Dauer 
der Maßnahme informiert hat,

2. eine Ärztin oder ein Arzt erfolglos versucht hat, die 
auf Vertrauen begründete Zustimmung der jungen 
Gefangenen zu erreichen,

3. die Maßnahme Erfolg verspricht und als letztes 
Mittel eingesetzt wird, wenn mildere Mittel, insbe-
sondere eine weniger eingreifende Behandlung, 
aussichtslos sind und

4. die mit der Maßnahme für den jungen Gefangenen 
verbundenen Belastungen nicht zu dem erwartbaren 
Nutzen außer Verhältnis steht und der erwartbare 
Nutzen mögliche Schäden der Nichtbehandlung 
deutlich feststellbar überwiegt.

 Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 sind darüber hin-
aus nur zulässig, wenn die oder der junge Gefangene 
zur Einsicht in die Notwendigkeit der Maßnahme oder 
zum Handeln nach dieser Einsicht krankheitsbedingt 
nicht in der Lage ist.

 (2) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 dürfen nur  
auf ärztliche Anordnung und unter ärztlicher Über-
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1. der oder des Untergebrachten oder 

2. dritter Personen

 abzuwenden. Maßnahmen nach Satz 1 dürfen nur an-
geordnet werden, wenn

1. eine Ärztin oder ein Arzt die Untergebrachten zu-
vor, soweit möglich, angemessen aufgeklärt und sie 
auch über die Gründe, Art, Umfang und Dauer der 
Maßnahme informiert hat,

2. eine Ärztin oder ein Arzt erfolglos versucht hat, die 
auf Vertrauen begründete Zustimmung der Unterge-
brachten zu erreichen,

3. die Maßnahme Erfolg verspricht und als letztes 
Mittel eingesetzt wird, wenn mildere Mittel, insbe-
sondere eine weniger eingreifende Behandlung, 
aussichtslos sind und

4. die mit der Maßnahme für den Untergebrachten ver-
bundenen Belastungen nicht zu dem erwartbaren 
Nutzen außer Verhältnis steht und der erwartbare 
Nutzen mögliche Schäden der Nichtbehandlung 
deutlich feststellbar überwiegt.

 Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 sind darüber hin-
aus nur zulässig, wenn die oder der Untergebrachte 
zur Einsicht in die Notwendigkeit der Maßnahme oder 
zum Handeln nach dieser Einsicht krankheitsbedingt 
nicht in der Lage ist.

 (2) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 dürfen nur  
auf ärztliche Anordnung und unter ärztlicher Über-
wachung durchgeführt werden. Bei Fixierungen ist 
insbesondere eine ständige und unmittelbare Über-
wachung sicherzustellen. Die Maßnahmen sind zu 
 dokumentieren, einschließlich ihres Zwangscharak-
ters, ihrer Durchsetzungsweise, ihrer maßgeblichen 
Gründe, der Dauer und Art der Überwachung sowie 
der Wirkungsüberwachung. Die Maßnahmen sind un-
verzüglich aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für 
ihre Anordnung weggefallen sind. Eine zu dokumen-
tierende Nachbesprechung durch die behandelnde 
Ärztin oder den behandelnden Arzt, in der insbeson-
dere die Gründe für die Maßnahme zu nennen sind, 
muss erfolgen, sobald es der Gesundheitszustand zu-
lässt. Nach Beendigung der Maßnahmen nach Absatz 1 
sind die Untergebrachten darüber zu belehren, dass sie 
die Zulässigkeit der durchgeführten Maßnahmen ge-
richtlich überprüfen lassen können. 

 (3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 ist auf Antrag der 
Justizvollzugsanstalt nur mit vorheriger richterlicher 
Entscheidung des Amtsgerichts zulässig, in dessen 
Bezirk die beteiligte Justizvollzugsanstalt ihren Sitz 
hat. Dies gilt nicht, wenn hierdurch die Behandlung 
verzögert würde und sich hieraus Nachteile für das 
Leben oder die Gesundheit der gefährdeten Person er-
geben würden (Gefahr im Verzug). Die richterliche 
Entscheidung ist unverzüglich nachträglich einzuho-
len. Eine nachträgliche richterliche Entscheidung ist 

1. In § 14 wird nach Absatz 1 folgender Absatz einge-
fügt:

 »(1 a) Bei Ausführungen ohne angeordnete Fesselung 
kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter Unter-
gebrachten die Weisung erteilen, die für eine elektroni-
sche Überwachung des Aufenthaltsorts erforder lichen 
technischen Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand 
bei sich zu führen und deren Funktionsfähigkeit nicht 
zu beeinträchtigen, wenn dies erforderlich ist, um die 
Untergebrachten davon abzuhalten, sich dem Vollzug 
der Sicherungsverwahrung zu entziehen.«

2. § 62 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nummer 6 werden nach den Wörtern 
»die Fesselung« die Wörter »und die Fixierung« 
eingefügt. 

b) Folgender Absatz 7 wird angefügt:

 »(7) Eine Fesselung, durch die die Bewegungsfrei-
heit der oder des Untergebrachten weitgehend oder 
vollständig aufgehoben wird (Fixierung), ist nur zur 
Abwendung einer gegenwärtigen erheblichen Ge-
fahr einer Selbstverletzung oder Selbsttötung der 
oder des Untergebrachten zulässig. Eine Fixierung 
darf nur angeordnet werden, wenn und solange 
durch mildere Mittel eine erhebliche Selbstver-
letzung oder Selbsttötung der oder des Unterge-
brachten nicht abgewendet werden kann. Bei Fixie-
rungen ist insbesondere eine ständige und unmittel-
bare Überwachung sicherzustellen. Anordnung, 
Gründe, Dauer und Art der Überwachung sowie 
Beendigung der Fixierung sind zu dokumentieren. 
Nach Beendigung der Fixierung ist, sobald es der 
Zustand der oder des Untergebrachten zulässt, eine 
zu dokumentierende Nachbesprechung durch-
zuführen, in der insbesondere die Gründe für die 
Fixierung zu nennen sind. Nach Beendigung der 
 Fixierung sind die Untergebrachten darüber zu be-
lehren, dass sie die Zulässigkeit der durchgeführten 
Fixierung gerichtlich überprüfen lassen können. 
Für die verfahrensrechtliche Ausgestaltung der 
 Fixierung insbesondere der richterlichen Entschei-
dung gilt § 72 a Absatz 3 entsprechend.« 

3. In § 64 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »unterge-
bracht oder gefesselt« durch die Wörter »unterge-
bracht, gefesselt oder fixiert« ersetzt.

4. Nach § 72 wird folgender § 72 a eingefügt:

»§ 72 a 

Zwangsmaßnahmen in der Gesundheitsfürsorge

 (1) Medizinische Untersuchung, Behandlung und Er-
nährung sowie eine in diesem Zusammenhang erfor-
derliche Fixierung sind gegen den natürlichen Willen 
der Untergebrachten nur zulässig, soweit sie dazu die-
nen, eine Lebensgefahr oder eine gegenwärtige erheb-
liche Gefahr für die Gesundheit
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2. In § 58 Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort 
 »dürfen« die Wörter »unbeschadet des Artikels 9 der 
Verordnung (EU) 2016/679« eingefügt.

Artikel 9

Änderung des Jugendarrestgesetzes 

In § 37 des Jugendarrestgesetzes vom 25. November 
2014 (GBl. S. 582) wird die Angabe »27 bis 40 und 42 
bis 55« durch die Angabe »27 bis 36, 38 bis 51 und 53 
bis 92« ersetzt.

Artikel 10

Änderung des Juristenausbildungsgesetzes

Das Juristenausbildungsgesetz vom 16. Juli 2003 (GBl. 
S. 354), das zuletzt durch Artikel 60 der Verordnung vom 
23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 106) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 8 wird folgender § 9 eingefügt:

»§ 9

Schutz personenbezogener Daten

 (1) Wird in den Prüfungen nach § 1 Absatz 1 und 2 ein 
Antrag gestellt, der mit einer körperlichen oder psy-
chischen Beeinträchtigung oder mit Schutzzeiten nach 
dem Mutterschutzgesetz begründet wird, ist unverzüg-
lich ein Attest einer Ärztin oder eines Arztes nach § 14 
Absatz 5 des Gesundheitsdienstgesetzes, das die für 
die Beurteilung nötigen medizinischen Befundtat-
sachen enthält, einzuholen und an das Landesjustiz-
prüfungsamt zu übersenden. Das Attest einer Ärztin 
oder eines Arztes, der oder die die Kandidatin oder 
den Kandidaten behandelt oder behandelt hat, reicht 
nicht aus. Im Fall eines Antrags auf Rücktritt von der 
Prüfung kann in begründeten Einzelfällen ein amts-
ärzt liches Attest über die Beurteilung der Prüfungsun-
fähigkeit verlangt werden. Soweit dies für die Ent-
scheidung des Landesjustizprüfungsamtes erforderlich 
ist, kann dieses mit einer Einwilligung der Kandidatin 
oder des Kandidaten weitere Erkundigungen bei der 
untersuchenden Ärztin oder dem untersuchenden Arzt 
einholen.

 (2) Das Landesjustizprüfungsamt darf besondere Kate-
gorien personenbezogener Daten der betroffenen Per-
son verarbeiten, soweit dies in Fällen des Absatzes 1 
für die Entscheidung über den Antrag erforderlich ist. 
Eine Verarbeitung dieser Daten zu anderen Zwecken 
ist unzulässig, es sei denn, sie ist nach einer Rechtsvor-
schrift zulässig. Personenbezogene Daten nach Satz 1 
sind getrennt von anderen Daten zu speichern und dür-
fen nur durch Bedienstete des Landesjustizprüfungs-
amtes verarbeitet werden. Sie sind für die besonderen 
Verarbeitungsbedingungen zu sensibilisieren.«

nicht erforderlich, wenn bereits zu Beginn der Maß-
nahme abzusehen ist, dass die Entscheidung erst nach 
Wegfall des Grundes der Maßnahme ergehen wird, 
oder die Maßnahme vor Herbeiführung der Entschei-
dung tatsächlich beendet und auch keine Wiederho-
lung zu erwarten ist. Handelt es sich um eine lediglich 
kurzfristige Fixierung, die absehbar die Dauer von ei-
ner halben Stunde unterschreitet, ist eine richterliche 
Entscheidung nicht erforderlich. Für das gerichtliche 
Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entspre-
chend. 

 (4) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes und 
der Hygiene ist die zwangsweise körperliche Unter-
suchung der Untergebrachten über Absatz 1 hinaus 
zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Ein-
griff verbunden ist. Duldungspflichten der Unterge-
brachten nach Vorschriften anderer Gesetze bleiben 
unberührt.«

5. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 7

Änderung des Landesgesetzes über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit

§ 39 des Landesgesetzes über die freiwillige Gerichts-
barkeit vom 12. Februar 1975 (GBl. S. 116), das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (GBl. 
S. 265, 266) geändert worden ist, wird folgender Absatz 
angefügt:

»(5) Soweit nach Absatz 1 bis 4 personenbezogene Da-
ten verarbeitet werden, dient die Verarbeitung der Aufga-
benerfüllung des Nachlassgerichts.«

Artikel 8

Änderung des Landesrichter- und 
-staatsanwaltsgesetzes

Das Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz in der Fas-
sung vom 22. Mai 2000 (GBl. S. 503), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2018 (GBl. 
S. 4) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 43 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort »Ge-
setz« die Wörter »und unbeschadet des Artikels 9 der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4. 5. 2016, S. 1, 
ber. ABl. L 314 vom 22. 11. 2016, S. 72 und ABl. L 127 
vom 23. 5. 2018, S. 2)« eingefügt.
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Artikel 14

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 21. Mai 2019

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Dr. Eisenmann Bauer 

 Untersteller Dr. Hoffmeister-Kraut

 Lucha Hauk

  Wolf

Verordnung des Justizministeriums  
zur Änderung der Verordnung  

über die Ausbildung und Prüfung der 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger

Vom 8. Mai 2019

Es wird verordnet auf Grund von 

1. § 16 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes vom 9. No-
vember 2010 (GBl. S. 793, 794), das zuletzt durch Ar-
tikel 4 des Gesetzes vom 19. Februar 2019 (GBl. S. 37, 
41) geändert worden ist, im Benehmen mit dem Innen-
ministerium und dem Finanzministerium, und

2. § 69 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 und Absatz 3 sowie 
§ 34 Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 1 des Landeshochschul-
gesetzes vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. März 2018 
(GBl. S. 85) geändert worden ist, im Einvernehmen 
mit dem Wissenschaftsministerium: 

Artikel 1

In § 14 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung des Justizminis-
teriums über die Ausbildung und Prüfung der Rechts-
pflegerinnen und Rechtspfleger vom 27. Juli 2011 (GBl. 
S. 429), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom  
17. Dezember 2015 (GBl. S. 1210, 1221) geändert wor-
den ist, werden nach dem Wort »statt« die Wörter »und 
kann auch elektronisch durchgeführt werden« eingefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 8. Mai 2019 Wolf

2. Die bisherigen §§ 9 bis 12 werden die §§ 10 bis 13.

Artikel 11

Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Betreuungsgesetzes

In § 2 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes zur Ausführung des 
Betreuungsgesetzes vom 19. November 1991 (GBl. 
S. 681), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom  
29. Juli 2014 (GBl. S. 378, 379) geändert worden ist, 
wird das Wort »Unterbringungsgesetz« durch das Wort 
»Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz« ersetzt.

Artikel 12

Änderung des Gesetzes zur Ausführung  
der Verwaltungsgerichtsordnung

Das Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsord-
nung vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 343, 356), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 
(GBl. S. 265, 266) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. § 19 wird folgender § 18 a vorangestellt:

»§ 18 a

Klagen gegen die Landesbeauftragte oder 
den Landesbeauftragten für den Datenschutz

 (1) Wird mit der Klage die Aufhebung eines Verwal-
tungsakts der oder des Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz begehrt, ist die Klage gegen sie oder ihn zu 
richten, soweit sie oder er als datenschutzrechtliche 
Aufsichtsbehörde gehandelt hat. 

 (2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn mit der Klage die 
Verpflichtung der oder des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz zum Erlass eines abgelehnten oder unter-
lassenen Verwaltungsakts begehrt wird.

 (3) Die oder der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz ist als Behörde fähig, am Verfahren beteiligt zu 
sein, soweit sie oder er als datenschutzrechtliche Auf-
sichtsbehörde gehandelt hat.«

2. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 13

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht auf körper-
liche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Ab-
satz 2 Satz 2 und Artikel 104 Absatz 1 Satz 1 des Grund-
gesetzes) und auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Arti-
kel 13 des Grundgesetzes) eingeschränkt.


